
für die öffentliche Landtagssitzung 

vorn 	15 April 1971 



BERICHT und ANTRAG 

der Fuistlichen Regierung an den Hohen Landtag 

betreffend 

die Schaffung eines neuen Schulgesetzes. 

Sehr geehrter Herr Prthident, 

sehr geehrte Herren Abgeordnete, 

Die Fuistliche Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehend den Bericht 

und Antrag Uber die Schaffung eines neuen Schulgesetzes und der damit verbundenen 

Abänderung der Verfassung vom 5. Oktober 1921 zu unterbreiten. 

A. ALLGEMEINES 

I. 	Geschichte der liechtensteinischen Schulgesetzgebung 

Am 18. September 1805 erliess die FUrstllche Hofkanzlei das erste liechtenstei-

nische Schulgesetz. Dieses Datum wird deshalb als der Geburtstag des liechten-

steinischen Schulwesens betrachtet. 

Im 19. Jahrhundert entstanden dann noch dreimal (1822, 1827, 1859) neue Schul-

gesetze. Bei der damals in unserer Gegend herrschenden Armut und den sehr ge-

ringen wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten konnte die Schulbildung nur 

wenig zu grasseren Lebenschancen beitragen. Die Schulgesetze dienten vor allem 

dazu, die allgemeine Schulpflicht durchzusetzen und eine normale Grundausbil-

dung zu gewStrleisten. Häufig musste die damalige Obrigkeit den Gedanken der 

Volksschulbildung gegen den Widerstand breiter Bevalkerunkreise und die Inte-

resselosigkeit der Gemeindebehörden durchsetzen. 
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Als irn Jahre 1929 das heute noch gultige Schulgesetz erlassen wurde, hatte die Schule 

schon ihren festen Platz in der liechtensteinischen Gesellschaft gefunden. Es entsprach 

den damaligen bäuerlich- handwerklichen Verhältnissen, aber schon wenige Jahre später 

war es im Bereich der eigentlichen Berufsausbildung durch die Neuregelung des Lehrlings-

wesens uberholt. 

Nach dem Ende des 2. Weltkrieges wandelte sich durch den Uebergang unseres Landes 

vom Agrar- zum Industriestaat die Struktur unserer Gesellschaft tiefgreifend. Das Schul-

gesetz konnte der Entwicklung im Schulwesen nicht mehr gerecht werden. Eine Revision 

Ist daher dringend notwendig geworden. 

2. 	Die Entstehung des neuen Schulgesetzes 

Am 22. November 1956 stimmte der Landtag einem Antrag zu,-Regierung und Landes-

schulrat zu beauftragen, eine Gesamtrevision des Schulgesetzes vorzubereiten. Umstel-

lungen im Schulkommissariat verzögerten vorerst die Arbeiten. Im Jahre 1961 bestellte 

der Landesschulrat erstmals eine Kommission unter dem Vorsitz des Schulkommissärs, Prof. 

Ernst Nigg, deren Zusammensetzung kurz darauf wieder geändert wurde. Ende 1964 er-

ging vom Landesschulrat an Herrn Dr. Albert Macbier, St. Gallen, als Experte der Auftrag 

in Zusammenarbeit mit der Kommission fur die Revision des Schulgesetzes einen Entwurf li 

auszuarbeiten. Am 8. Mai 1966 lag ein erster Entwurf vor, der kurz darauf weiten Kreisen 

zur Stellungnahme unterbreitet wurde. Um dem weitverbreiteten Wunsch nach vermehrten 

Mitspracherecht entgegenzukommen, bestellte der Landesschulrat eine Kommission fur Bil 

dunplanung unter dem Vorsitz des Schulkommissars, welche funfzehn Mitglieder umfasst 

und vor allem zum strukturellen Aufbau des Schulgesetzes Vorschlage unterbreiten sollte. 

Das Ergebnis der Kommissionsarbeit lag cm 11. Mai 1967 vor. Als auch diese Arbeit noch 

nicht zu genUgen schien, wählte der Landesschulrat am 23. Mai 1967 die Kommission fur ,  

Bildungsfragen und zu deren Unterstutzung fUnf Arbeitskreise. Im ganzen arbeiteten nun 

59 Personen an dem Bericht mit. An den Beratungen nahmen neben Vertretern von Staat 

und Gemeinden auch Mitglieder der an schulischen Fragen besonders interessierten Orga, 

nisationen und Verbdnde teil, insbesondere Vertreter der Lehrerschaft, der Elternvereini-

gungen, der Aerzteschaft, der Akademischen Vereinigungen, des Jugend- und Kulturbei-

rates und des Sportbeirates der Regierung, der Industrie, des Gewerbe-, Arbeiter- und 

Bauernverbandes. 

Im November 1968 schloss diese Kommission ihre Arbeit ab und legte einen ca. 130 Seite 
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umfassenden Bericht vor. Auf Grund dieser Berichte wurde vom damaligen General-

sekretar der Regierung, Dr. Walter Kieber, unter Mitwirkung des Schulkommissariates, 

ein Gesetzesentwurf ausgearbeitet, der Ende 1969 dem Landesschulrat zur Verfugung 

stand. Im April 1969 wurde Herr Leonhard Vogt als Delegierter fur Bildungsfragen einge-

setzt mit dem Auftrag, die Verwirklichung der erarbeiteten Konzepte vorzubereiten. Der 

Delegierte hat einen umfassenden Bericht aber Zukunftsaufgaben im Bildungswesen vorgeleg 

Nach eingehenden Beratungen durch den Landesschulrat und weiterer eingehender Ueberar,- 

beitung wurde der Gesetzesentwurf den interessierten Kreisen im August 1970 zur Vernehm 

lassung unterbreitet. Die zahlreich eingegangenen Bemerkungen und Anregungen wurden 

gepruft und soweit als möglich im endgultigen, von der Regierung beschlossenen Gesetzes- 

entwurf verarbeitet. Ausserdem erfolgten ausgedehnte Abklörungen hinsichtlich der Ver-

wirklichungsmöglichkeiten des Schulgesetzes. 

3. 	Das Grundkonzept des neuen Schulgesetzes 

Die zur Vorbereitung des Schulgesetzes eingesetzten Bildungskommissionen, welche ein 

sehr breites Spektrum der liechtensteinischen Bevölkerung vertraten, forderten einerseits 

neue Schultypen und anderseits eine andere Gewichtung und Orientierung fUr die schon 

bestehenden Schulen. 

Die neuere Bildungsforschung weist immer wieder auf de steigende Bedeutung der Er-

ziehung im Kindergartenalter hin. Der Kindergarten wird heute nicht mehr als reine 

Spielgemeinschaft gesehen, sondern als eigentliche Vorbereitung auf die Schute. Das 

Kind soll in diesem Alter schon an die später zu erlernenden Grundfertigkeiten, wie z.B. 

Lesen, herangeftihrt werden. Die Gemeinden werden deshalb verpflichtet, einen zweiitfh-

rigen Besuch zu ermöglichen. 

Den eigentlichen Unterbau des ganzen Schulsystems bildet wie bisher die Volksschule, 

jetzt Primarschule genannt. Nach FUnf Schuljahren soll jedoch schon der Uebertritt in 

die weiterfuhrenden Schulen erfolgen. Die Unterrichtsqualitat in diesen ersten Schuljah-

ren kann daher entscheidend sein fur den späteren Schulerfolg. Um das Niveau der Primar-

schule zu heben, aber auch um den minderbegabten SchUlern einen besser entsprechenden 

Unterricht zu bieten, sollen in Zukunft diese Schaler in besonderen Hilfsschulen unterrich-

tet werden. 
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Der steigende Wohlstand des Landes gestattet es, mehr Aufmerksamkeit und Hilfelei-

stung dem geistig und körperlich behinderten Menschen zukommen zu lassen. Best-

mögliche Ausbildung können die vom Schicksal Getroffenen nur in speziell fur ihre 

Gebrechen eingerichteten Schulen erhalten. Die Sonderschulung sucht dieses Ziel zu 

verwirklichen. 

Das Kernstock der neuen Schulreform bildet ohne Zweifel die Oberschule, die als 

zentralisierte Landesschule fur jenen Drittel der SchWer gedacht ist, welche die Voraus-

setzungen fur Gymnasium und Sekundarschule nicht erfulien, aber durch einen mehr 

nach praktischen Gesichtspunkten ausgerichteten Unterricht optimal auf das Berufsleben 

vorbereitet werden können. 	
1 

Seit längerer Zeit schon fordern Fachleute neben der traditionellen Gymnasialausbildn 

auch den Zugang zum Gymnasium Ober den sogenannten gebrochenen Bildungsgang. Der 

vorliegende Schulgesetz-Entwurf behält daher das Gymnasium in seiner Langform, d. K 

mit Uebertritt nach der funften Primarklasse, bei, will aber auch die Voraussetzungen 

bieten, Ober die Sekundarschule die Matura zu erreichen. Ein bedeutendes Hindernis 

kann aber erst weggeräumt werden durch die Einfuhrung eines lateinlosen Maturatyps. 

Durch eine viel stärkere Lehrplanangleichung zwischen der Sekundarschule und der Un—

terstufe des Gymnasiums Soll dieser Weg zur Matura Normalfall werden und nicht wie 

bisher nur einen Ausnahmefall darstellen. 

Der wesentliche Vorteil, den man sich vom gebrochenen Bildungsgang erhofft, liegt don 

doss der Beruf- und Studienentscheid auf einen viel späteren Zeitpunkt verschoben ist;: 

was nach den Erkenntnissen der Begabungsforschung meist vorteilhafter ist. Die Chancen 

des einzelnen bleiben langer gewahrt, die Versager im Gymnasium werden seltener. Diö 

Sekundarschule behält daneben auch weiterhin als Schulziel die direkte Ausbildung fur 

das Berufsleben. 

Manche Staaten gehen schon heute entschieden den Weg in Richtung Gesamtschule. 

Bei der Gesamtschule handelt es sich um eine Schulform, bei der die heutigen Schulty- 

pen, Gymnasium, Realschule und Oberschule im selben Gebäude vereinigt sind und urir 
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tor einer gemeinsamen Leitung stehe.,. Die Schuler werden je nach Fach in Kern-, 

Leistung- oder Wahlfachktassen unterrichtet. Dadurch ist es leichter, den einzelnen 

gems Neigung und Fähigkeit zu fördern und der Vielfalt der Begabungen gerecht zu 

werden. Ob auch Liechtenstein in fernerer Zukunft die Gesamtschule verwirklicht, soll 

einem späteren Entscheid vorbehalten bleiben. Heute fehlen dazu noch zuviele Voraus-

setzungen. Bei der Planung der Schulhäuser ist aber darauf zu sehen dass ein späterer 

Uebergang zur Gesamtschule nicht verunmöglicht wird. 

Die Anforderungen auch an eine minimale Schulausbildung steigen in unserer Zeit der-

art, dass die Verlängerung der Schulpflicht von 8 auf 9 Jahre zu einem allgemein 9u1-

tigen Postulat wird. Dieses Postulat wird im Schulgesetz festgehalten, die praktische Ver-

wirklichung aber bis zur Schaffung der notwendigen Vorbedingungen aufgeschoben. 

Neben der Neustrukturierung der Schule selbst war auch eine Ueberprufung der Schul-

verwaltung unumgänglich. Wennderzeit noch der Landesschulrat neben der Regierung 

eine verfassungsmassig gleichberechtigte und selbständige Behörde ist, so ltst sich diese 

Gegebenheit nur aus der Geschichte erklären. Die Schulverwaltung ist ein Zweig der .*a; 

slesverwaltung, wenn auch ái sehr bedeutsamer. Die oberste Leitung muss daher bei der. 

Regierung liegen, wobei Landesschulrat und Amt fur Bildung und Erziehung die spezifi-t 
0" "r schen Aufgaben zugeteilt erhalten. 

B. ERLAEUTERUNGEN ZUM SCHULGESETZ 

1. 	Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 bis 19) 

Artikel I 

Umschreibung der Aufgabe der öffentlichen Schulen. 

Artikel 2 

Begriffs merkmal der öffentlichen Schule ist die Trägerschaft derselben durch Staat 

oder Gemeinde. 
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Artikel 3 

Aufgliederung der öffentlichen Schulen in insgesamt flinf Arten, wobei sich die letzte 

angefuhrte Schulart in drei weitere Typen gliedert. 

Artikel 4 

Gesetzliche Vorschrift der Bewilligungspflicht fur die Errichtung neuer und die Aufhe-

bung bestehender öffentlicher Schulen. 

Artikel 5 

Schulbezirk ist ein nach territorialen Gesichtspunkten abgegrenztes Gebiet. Die In die-

sein Gebiet wohnhaften Schulpflichtigen haben die darin gelegene öffentliche Schule zu 

besuchen. 

Artikel 6 

Die allgemeine Zugänglichkeit der öffentlichen Schulen Ist beschränkt dureh das Erfor-

dernis der Erfullung der schulgesetzlichen Aufnahmebedingungen. 

Artikel 7 

Der Hinweis einerseits auf die Unentgeltlichkeit des Besuches von öffentlichen Schulen 

und anderseits auf die verbilligte Benutzung der Lehrmittel und Ueberlassung des Schul-

materials fur alle Schaler ist i.w. S. Zusicherung der Gewährleistung des Rechtes auf 

Bildung und Erziehung durch den Staat. 

Artikel 8 

Festlegung der Verpflichtung der Regierung zum Erlass von Lehrplänen Fur die in Artikel 

3, lit. b, c, d und e genannten öffentlichen Schulen. 
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Artike1 9 

Obwohl der Wert eines Zeugnisses, der Notengebung und der Beförderung heutzu-

tage vielfach umstritten ist, soll bis auf weiteres diese Art der Orientierung an El-

tern und Erziehungsberechtigte beibehalten werden. 

Artikel 10 

Das Zusammenwirken von Regierung und Landesschulrat bei der Wahl von Lehrmit-

teln for den Unterricht an den öffentlichen Schulen soil eine Einheitlichkeit dieser 

Lernhilfen an alien Schulen herbeifuhren. 

Artikel 11 

Nachdem sich die Ansicht Ober die optimalen und maximaler, Klassenbestande laufend 

ande4, sieht man von einer gesetzlichen Verankerung konkreter Zahlen ab. 

Artikel 12 

Das Kalenderjahr ist mit dem Schuljahr nicht identisch. Die langere Schulzeit bietet 

mehr Gelegenheit fur sportliche und sonstige schulischen Veranstaltungen. Die Fest-

setzung der Ferien auf dem Verordnungsweg soil eine diesbezugliche Vereinheitlichung 

im ganzen Land herbeifuhren. Derzeit noch werden die Ferien bei den Primarschulen 

durch die jeweilige Gemeinde bestimmt. 

Artikel 13 

Umfang und Anzahl von Schulordnungen schliessen eine Verankerung im Gesetz aus. 

Artikel 14 

Nur eine Verpflichtung gemts Gesetz garantiert den Unfailversicherunabschluss der 

Schultrttger fur die Schuler. 
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Artikel 15 

Die gesetzliche Grundlage zur DurchfUhrung von Schulversuchen soll eine mögliche 

Erstarrung des BiIdun- und Erziehungswesens verhindern. 

Man ist sich bewusst, dass ein Schulversuch nur bei sorgfältiger Planung und Durch-

führung verantwortet werden kann. 

Artikel 16 

Die im Gesetz aufgeführten öffentlichen Schulen sind vom jeweiligen Schultrager 

nach den Bestimmungen dieses Artikels zu erhalten. 

Artikel 17 

Nicht immer ist ein Besuch der Landesbibliothek möglich. Dem Erfordernis der Ein- 

richtung von Schüler- und Lehrerbibliotheken  in den öffentlichen Schulen liegen 

praktische Ueberlegungen zugrunde. 

Artikel 18 

Der schulische Erfolg hängt vielfach stark vom Einsatz geeigneten Hilfsmaterials ab. 

Artikel 19 

Die derzeit noch erleichterte Zultsigkeit einer Mitverwenclung von Schulgebauden 

und -anlagen beeinträchtigt den Schulbetrieb. Die Bewilligunpflicht fur eine Ver- 
wendung der Schulgebäude und -anlagen fur schulfremde Zwecke hat vor allem den 

Sinn einer Kontrolle. 
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2. Besondere Bestimmungen (Artikel 20 bis 59) 

Kindergarten 

Artikel 20 

Die Errichtung und Erhaltung von Kindergärten bleibt weiterhin im Kompetenzenbe-

reich der Gemeinden. Im Gegensatz zur derzeitigen Regelung haben die Gemeinden 

die Verpflichtung, die Kindergarten baulich so zu gestalten, dass nicht ein, sondern 

zwei vorschulpflichtige Jahrgangs aufgenommen werden können. 

Artikel 21 

Dem Kindergarten soll in Hinkunft weit mehr an Bedeutung beigemessen werden als 

bisher. Wie sich aus der Umschreibung der vorgesehenen Aufgabe ergibt, werden die 

Kinder im vorschulpflichtigen Alter nicht mehr zu blossen Spielgemeinschaften zusam-

mengefasst, sondern zu Lerngemeinschaften, ihrem Alter und Fähigkeiten entsprechend. 

Artikel 22 

Um die Aufgabe, die dem Kindergarten gems Artikel 21 zukommt, zu erftjllen, ist die 

Fuhrung von zwei vorschulpflichtigen Jahrgängen erforderlich. Die Zusammenfassung 

der Jahrgangsstufen zu einer, wird fur den Fall einer zu geringen Kinderzahl vorgesehen. 

Artikel 23 

Wie bisher soll der Besuch des Kindergartens unentgeltlich und freiwillig sein. Zeigen 

sich in der Bildungsforschung auch in unserem Land vielfach Tendenzen fur einen obli-

gatorischen vorschulpflichtigen Jahrgang, ist die Regierung zur Einfuhrung desselben 

ermächtigt. 
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Da die Kindergarten nach der Vorlage auch schulische Aufgaben (ibernehmen, war 

fur den Eintritt eine Altersgrenze zu setzen. Kleinkinder gehören, vorbehalten die 

ausserordentlichen Falle (bspw. Plankenl in einen Hort. 

Der Kindergarten soll nur von geistig und körperlich unbehinderten Kindern besucht 

werden, da er sonst seine Aufgabe nicht erfullen kann. 

Artikel 24 

Unischreibung der Zustandigkeit fur die Anstellung von Kindergärtnerinnen. Die Re-

gelung Ist dieselbe wie im derzeit geltenden Schulgesetz. 

Primarschulen 

Artikel 25 

Die Errichtung und Erhaltung von Primarschulen wird von den Gemeinden besorgt. 

Artikel 26 

Die Aufgabe der Primarschule ist einmal eine soziale. Die Kinder aller Gesellschafts-

schichten sind zum Besuch der Primarschule verpflichtet. Im Ubrigen ergibt sich die 

Vermittlung von Grundkenntnissen aus der Stellung der Primarschule. 

Artikel 27 

In Abweichung zur derzeit gUltigen Regelung umfasst die Primarschule funf Schulstu-

fen. Die Oberschule (6. bis 9. Klasse) wird zukunftig als eigene Schulart gefUhrt. 

Die Primarschule mit lediglich fUnf Schulstufen bietet den Vorteil des frUbzeitigen 

Uebertritts in eine andere Schulart. Mögliche Nachteile sind durch eine grössere 

Du,chltsigkeit der weiterfuhrencJen Schularten aufzufangen. 



In der Praxis treten lediglich die Realschuler ein Jahr fruher Uber. Dies trifft ein 

gutes Drittel aller Schiller. Der gleichzeitige Uebertritt an alle weiterfuhrenden 

Schulen Ist jedoch zu verwirklichen. 

Wegen der Weitlauflgkeit sind Organisation und Aufbau der Primarschule auf dem 

Verordnungsweg zu regeln. 

Artikel 28 

Dos Ueberspringen einer Schulstufe Ist in seltenen Fallen angezeigt. Diese Massnah-

me sollte deshalb nur In ausserordentlichen Fallen getroffen werden. 

Artikel 29 

Nachdem die Erfahrungen im Ausland mit Fachlehrer auf dieser Altersstufe nicht 

durchgehend positiv sind, wird am Prinzip des Kbssenlehrers Festgehalten. In einzel-

nen Fachern mUssen aber zukunftig Fachlehrer eingesetzt werden (Religion, Turnen, 

evtl. Fremdsprachen etc.) 

Zum Wechsel im Schulleiteramt Ist festzuhalten, dass dieser an den Realschulen seit 

vielen Jahren Ublich ist und sich auch bewahrt hat. 

Hilfsschulen 

Artikel 30 

Der Hilfsschulunterricht sollte in drei Abteilungen (Unter-, Mittel- und Oberstufe) 

gefilhrt werden. Dazu sind die Schillerzahlen auch fur eine grosse liechtensteinische 

Gemeinde zu klein. Die Schiller mehrereGemeinden mUssen fur den Hilfsschulunter-

richt zusammengezogen werden. Aus diesem Grunde scheint es sinnvoll, wenn der 

Staat fur Errichtung und Erhaltung von Hilfsschulen sorgt. 
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Artikel 31 

SchUler mit dem Intelligenzquotienten 75 bis 90 werden in Hilfsschulen unterrichtet. 

I-ti lfsschUler können wegen ihrer leichten Minderbegabung in der Primarschule nicht 

genugend gefordert werden, gehören aber auch nicht in eine Sonderschule, die sich 

der Schwachbegabten annimmt. 

Artikel 32 

Wie zu Artikel 30 bereits erwähnt, wird die Hilfsschule in einer Unter-, Mittel- und 

Oberstufe gefuhrt. 

Artikel 33 

Die Hilfsschule wird im Laufe der Jahre organisatorisch ausgebaut werden mussen. 

Eine Regelung der Organisationsform durch Gesetz ware viel zu starr. 

Sonderschulen 

Artikel 34 

Bereits heute wird die Sonderschulung in Zusammenarbeit mit öffentlichen (IV) und 

privaten Institutionen (Tagesheimstatte in Schaan) durchgefUhrt. 

Die Tagesheirmtatte in Schoen ist jedoch lediglich fur schwachbegabte SchWer konzi-

piert. Fur andere Sonderschuler (z.B. Blinde und Taubstumme usf.) wird das Land Wie 

bisher Platze an auslandischen Schulen suchen mUssen, da unsere Schulerzahlen fur der-

artige Schultypen zu klein :sind. 

Artikel 35 

Die Ausbildung von Sonderschulern ist sachgems dusserst schwierig. Diese Aufgabe 

Itst sich daher nur durch ausgebildete Heilpadagogen, meist verbunden mit medizini- 
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scher Hilfeleistung, erfol len. 

Artikel 36 

Unischreibung der Zuständigkeit far die Organisationsform der Sonderschulen. 

Oberschulen 

Artikel 37 

Der Ausbau unserer Oberschulen war eines der Hauptpostulate bei der Erarbeitung 

des neuen Schulkonzeptes. Dass gerade die schwächsten Schaler in ungeeigneten 

Räumen mit Hilfe unzureichender Lehrmittel unterrichtet werden, Ist unserer Ansicht 

nach nicht mehr vertretbar. Eine Verbesserung der derzeitigen Lage kann nur erreicht 

werden, wenn, wie erwähnt, die Schaler mehrerer Gemeinden in einem Schulhaus 

zum Oberschulunterricht zusammengefasst werden. Die hiefur notwendigen baulichen 

Anlagen stellen einen erheblichen Kostenaufwand dar, der nicht jeder Gemeinde zu-

gemutet werden kann. Der Staat ist bereit, diese Aufgabe zu Ubernebmen. 

Artikel 38 

Ein Oberschulkreis wird drei oder mehrere Gemeinden umfassen. 

Artikel 39 

Zur Erfullung der Aufgabe der Oberschule gehört, dass mit lebensnahen Unterrichts—

stoffen das Interesse der Schaler neu geweckt werden soll. Es handelt sich dabei aber 

nicht um eine Vorlehre. Vielmehr werden mittels interessanteren Unterrichtsgegenstän 

den auch theoretische Kenntnisse vermittelt. Eine besondere Aufgabe sieht die Abschlus*-

klasse in der Vorbereitung ihrer Schaler auf die Arbeitswelt der Gegenwart. 
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Artikel 40 

Durch die Zusammenlegung der SchWer mehrerer Gemeinden sollte es möglich sein, 

jede Oberschulklasse getrennt zu fuhren. Nur so sind die erwarteten Fortschritte mög-

lich. 

Artikel 41 

Die Oberschuler werden zum grossen Teil Pflichtfächer besuchen. Daneben sollten 

aber auch wie in der Realschule und dem Gymnasium Wahl- und Freifächer angeboten 

werden, wie bspw. Maschinenschreiben, zusätzlicher handwerklicher Unterricht, Che-

mie- und Physikpraktikum usw. 

Artikel 42 

Urischreibung der Aufnahmevoraussetzungen in die Oberschule. 

Artikel 43 

Wie bei den Primarschulen, halt die Oberschule am Prinzip des Klassenlehrers fest. 

In den Spezialfachern wird der Unterricht durch Fachlehrer erteilt. 

Bezuglich des Leiters ist ein turnusgemtser Wechsel vorgesehen. 

Sekundarschulen 

Artikel 44 

Wie bisher sind die Sekundarschulen Landesschulen. 

Artikel 45 

Jeder Sekundarschule wird ein Schulkreis zugeordnet. 

Artikel 46 

Die Sekundarschule erfUllt eine Doppelaufgabe. Sie bereitet sowohl auf das Berufs- 
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leben als auch auf das Weiterstudium vor. Immer mehr Ist man auf die Erfassung aller 

Begabungsreserven angewiesen. Ein Weiterstudium soll daher auch dem Sekundarschu-

1er möglich sein. 

Artikel 47 

Verglichen mit der derzeitigen gesetzlichen Regelung wird die Schulzeit an der Se-

kundarschule durch den Uebertritt nach der funften Schulstufe um ein Jahr verlangert. 

Artikel 48 

Wegen der verschiedensten Ziele, die den Sekundarschulern offenstehen(Berufsleben, 

Weiterstudium) ‚ sind die Unterrichl'sgegenstdnde differenzierter anzubieten. Dies ge-

schieht dadurch, dass besonders anspruchsvolle Fächer wie Fremdsprachen und Mathe-

matik in Leistungsgruppen unterrichtet werden. Ebenso ist die Bereicherung des Unter-

richisprogrammes mittels Frei- und Wahlfächer vorgesehen. 

Artikel 49 

Obwohl derzeit kein besseres Verfahren in Bezug auf die Aufnahmevoraussetzungen 

durchfuhrbar ist, wird die Aufnahmeprufung nicht vorgesehen. Ergebnisse der Bildungs-

forschung stellen den Wert einer einmaligen Prufung sehr in Frage. Mit Schulversucher 

werden im Ausland bessere Auswahiskriterien gesucht. 

Artikel 50 

Die Durchlsigkeit wird mitdieser Vorschrift nicht einseitig. 

Artikel 51 

Die Einreihung in eine andere Schulart bezieht sich vor allem auf die Ruckversetzung 

von der Sekundarschule in die Oberschule. Diese ist dann gerechtfertigt, wenn der 

Schiller an der Sekundarschule Uberfordert ist, aber Aussicht besteht, sein Interesse am 
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Unterricht durch praktische Fächer an der Oberschule erneut zu wecken. 

Artikel 52 

Die Doppelaufgabe, die sich die Sekundarschule setzt, Ist nur durch das Fachlehrer-

system erreichbar. Dieses System hat sich seit Jahren bewährt und soll deshalb auch 

beibehalten werden. 

Gymnasium 

- 

Artikel 53 

Die Verpflichtung des Staates, ein Gymnasium zu errichten und zu erholten, wird mit 

Absatz 2 dieses Artikels eingeschränkt. Solange namlich der Moristenorden durch die 

Fuhrung seiner privaten Unterrichtsanstalt mit Oeffentlichkeitsrecht fur die Gymnasial-

ausbildung sorgt, fällt die Verpflichtung gemts Absatz 1 dieses Artikels weg. 

Artikel 54 

Das Gymnasium als Vorstufe zur Universität muss mit seinem Unterrichtsprogramm die 

Forderungen der Hochschule soweit als möglich berticksichtigen. Deshalb gehört es zur 

Aufgabe des Gymnasiums, neben der blossen Wissensvermittlung die Selbstandieit im 

Arbeiten, Denken und Urteilen besonders zu fordern. 

Artikel 55 

Es wird unterschieden zwischen dem Gymnasium der sogenannten Langform, dis Ist das 

acht jährige. Der Uebertritt erfolgt von der Primarschule. Bei der Kurzform, dem Funfjtth-

rigen Gymnasium1  erfolgt der Uebertritt nach dem dritten Schuljahr der Sekundarschule. 
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Artikel 56 

Der Matura-Typus B soll wie bisher beibehalten werden. Man will sich aber nicht 

auf diesen einzigen Typus festlegen. Bevor jedoch andere Matura- Typen angeboten 

werden, ist abzuklären, welcher Matura-Typ unseren Verhältnissen am besten entspricht. 

Artikel 5. 

Festlegung der Uebertrittsbedingungen von der Primarschule im acht jährige und von 

der Sekundarschule ins flJnfjdhrige Gymnasium. Mit dieser Bestimmung soll in Zukunft 

der zweite Bildungsweg vermehrt gefördert werden. 

Artikel 58 

Nachdem in unserem Land das Gymnasium von einer privaten Unterrichtsanstalt mit 

Oeffentlichkeitsrecht gefuhrt wird, war die staatliche Anerkennung der Zeugnisse fest-

zuhalten. 

Artikel 59 

Das Fachlehrer-System ist bei der Erteilung des Gymnasial-Unterrichts selbstverständlich. 

Wie bei den Übrigen Schularten soll auch beim Gymnasium fur die Leitung mit der Fest-

legung einer dreijährigen Amtsdauer eine gewisse Kontinuität gewährleistet werden. 

3. 	Privatschulen und Privatunterricht (Artikel 60 bis 73) 

Vorbemerkung 

Seit dem Inkrafttreten des derzeit geltenden Schulgesetzes hat sich die Situation be-

zuglich der Privatschulen grundlegend geändert. Nach der sechsten Klaue Primarschule 

besucht ca. ein Drittel der SchÜler Privatschulen. Daher sind Rechte und Pflichten der 

vatschultrdger gesetzlich zu urmchreiben. Nachdem die Bestimmungen meist dieselben we 

fur öffentliche Schulen sind, werden im folgenden lediglich die speziell Fur Privatschulen 

und Privatunterricht ausgerichteten Vorschriften begrÜndet. 
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Errichtung und Ftihrung der Privatschulen 

Artikel 60 

Mit der Begriffsumschreibung der Privatschule soll klargestellt werden, dass sich 

auch in Zukunft nicht rein kommerzielle oder nicht eigentlich schulische Unternehmen 

(z.B. Tanzschulen) als Privatschule erklaren und Anspruch auf staatliche Unterstutzung 

erheben. 

Artikel 61 

Wie bei den öffentlichen Schuten (Artikel 2) sind Schulerheime und Tagesheimschulen 

von privaten Unterrichtsanstalten Bestandteil der Schule. 

Artikel 62 

Die Bewilligung zur Fuhrung einer Privatschule wird nur erteilt, wenn Gewdhr fur 

einen den öffentlichen Schulen qualitativ gleichwertigen Unterricht geboten werden kann. 

Artikel 63 

Privatschulen sollen nur bewilligt werden, wenn sie fur eire gewisse Qualitöt des 

Unterrichts garantieren. 

Artikel 64 

Leiter und Lehrer sollen die gleichen Fähigkeitsnachweise erbringen mussen wie Leiter 

und Lehrer an öffentlichen Schulen. 

Artikel 65 

Privatschulen rnOssen denselben Anforderungen hinsichtlich Schultaume und Einrichtungen 

entsprechen wie die in diesem Gesetz vorgesehenen öffentlichen Schulen. 
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Artikel 66 

Es besteht die Möglichkeit, doss Schuler an Privatschulen in eine öffentliche Schule 

wechseln und umgekehrt. Die Genehmigungspflicht der organisation und des Lehrpla-

nes von Privatschulen ist wegen einer diesbezuglich notwendigen Koordination erfor-

derlich. 

Artikel 67 

Umschreibung der Verpflichtung der Privatschulen zur Einhaltung der Vorschriften die-

ses Gesetzes. 

Artikel 68 

Gleich einem anderen bewilligungspflichtigen Unternehmen haben auch die Privatschu- 

len den mit der Bewilligung auferlegten Bedingungen nachzukommen. 

Oeffentlichkeflsrecht 

Privatschulen wie dem Liechtensteinischen Gymnasium ist das Oeffentlichkeitsrecht ver-

liehen. Bei neuen Schulen ware vor Verleihung des Oeffentlichkeitsrechtes durch die 

Regierung eine entsprechende Bewahrungsfrist geboten. 

Artikel 70 

Umschreibung von Begriff und Wesen des Oeffentlichkeitsrechts. 

Aufsicht Ober Privatschulen 

Artikel 71 

Die staatliche Aufsicht Ober Privatschulen gewtlhrleistet ein den öffentlichen Schulen 

gleichwertiges Lernziel. 



Nachdem derzeit Schultypen fur die Erreichung eines höheren Bildungsgrades (Gymna-

sium, St. Elisabeth) von privaten Trägern geführt werden, ist das Weisungsrecht im Rah-

men der Aufsicht notwendig. 

Privatunterricht 

Der Privatunterricht als Einzelunterricht kommt in der Praxis kaum vor. Doch soll die 

rechtliche Möglichkeit hiezu geboten werden. 

Schulpflicht 	(Artikel 74 bis 89) 

Die allgemeine Schulpflicht ist in Artikel 16 der Verfassung verankert und wird durch 

diesen Artikel lediglich spezialisiert. 

Der Stichtag fUr den Schulbeginn muss in Koordination mit den Nachbarstaaten angesetzt 

werden (Gewerbeschule). 

Zum Uebergang auf den Herbstschulbeginn stellen sich einige Probleme organisatorischer 

Natur. Wurde man den 1. Januar als Einschulungstag belassen, wären die jüngsten 

Schüler beim Eintritt sechs Jahre und neun Monate alt, die altesten sieben Jahre 

und neun Monate (bisher sechs Jahre dreieinhalb Monate bis sieben Jahre dreieinhalb 

Monate). Diese Regelung ist bildungspolitisch abzulehnen. Der Stichtag muss deshalb 

in die Jahresmitte verlegt werden. Sonderfälle fur frUhere Einschulung sind schulpsycho- 
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logisch festzustellen und wie im Ausland zu bewilligen. 

Artikel 76 

Die neun jährige Schulpflicht entspricht einer Tendenz aller Industriestaaten. Da 

die Realschule (Sekundarschule) in unserem Land die neunjährige Schulpflicht be-

reift schon kennt, werden durch die Neuregelung die sehr wahrscheinlich geringe 

Anzahl der Oberschuler betroffen. 

Die Befreiung von der Pflicht zum Besuch des neunten Schuljahres sollte nur in 

wirklich ausserordentlichen Fallen erfolgen. 

Artikel 77 

Vorn Recht zum freiwilligen Besuch mehrerer als gesetzlich erforderliche Schuljahre 

wird bereits derzeit schon Gebrauch gemacht. 

Erfullung der Schulpflicht 

Artikel 78 

Umschreibung der Erfordernisse zur Erful lung der Schulpflicht. 

Artikel 79 

Da die gesellschaftlichen Verhältnisse unubersichtlicher geworden sind, ist die 

Anmeldung fur die Klasseneinteilung unerUslich. 

Artikel 80 

Die Zusammenarbeit von Gemeindeverwaltung und Schule fur die Kontrolle Ober die 

Etfullung der Schulpflicht ist notwendig. 
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Artikel 81 

Fur die Entscheidung, ob ein Versager in der Volksschule in die Hilfsschule ein-

gewiesen werden soll oder nicht, muss ein Gutachten der Fachleute massgebend sein. 

Artikel 82 

Noch mehr 015 bei der Hilfsschule ist fUr die Frage noch der ErfUllung der Schulpflicht 

in einer Sonderschule das Urteil von Fachleuten massgebend. 

Artikel 83 

Absatz 1,2,3,4 und 5 dieses Artikels sind der derzeitigen Praxis angepasst. Fur die 

Primarschulen ist die vorgesehene Regelung neu. Bis anhin war der Ortspfdrrer als 

Prtbident des Ortsschulrates fur Erteilung von Dispensen fur kurze Dauer zustanclig. 

Artikel 84 

Notwendiges Erfordernis fur die Erfullung der Schulpflicht ist auch die Teilnahme 

an einem den öffentlichen Schulen gleichwertigen Unterricht. 

Artikel 85 

Wie bisher soll die Möglichkeit zur Erfullung der Schulpflicht durch die Teilnahme 

am Unterricht von auslandischen Schulen gegeben sein. 

Zuruckstellung vom Schulbesuch und Befreiung von der Schulpflicht 

Artikel 86 

Die Regelung, dass schulunreife Kinder um ein Jahr zuruckgestellt werden, findet in 

der Praxis nach Einverstdndnis der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten berejis 

Anwendung. 
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Artikel 87 

Bildununftthig sind Kinder, bei denen selbst durch Gewöhnung kein schulischer 

Erfolg erzielt weiden kann. 

Verantwortlichkeit fur die Erful lung der Schulpflicht 

Artikel 88 

Eine schwerwiegende Verletzung der Schulpflicht macht den Einsatz das Schulpsy-

chologen notwendig. Der Hinweis auf die zivilrechtliche Verantwortlichkeit scheint 

gerade in der heutigen Zeit unterlslich. 

Artikel 89 

Zwonmassnahmen bei Nichterfullung der in der Vorlage angefuhrten Pflichten sind 

nur in ;Extremfallen vorgesehen. 

5. 	Lehrer 	(Artikel 90 - 100) 

Artikel 90 

Soweit als möglich ist in bezug des Anstellungsorganes Einheitlichkeit vorgesehen. 

Artikel 91 

Am Grundsatz, wonach fur den Unterricht an der jeweiligen Schule die erforderliche 

Ausbildung notwendig ist, ist in einem Schulgesetz unbedingt festzuhdlten. Nachdem 

erst eine grundliche methodische und didaktische Schulung in den einzelnen Fachern 

eine moderne Unterrichtsgestaltung ermöglicht, genUgt Fachwissen allein nicht. 
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Artikel 92 

Besoldung und Versicherung der Lehrpersonen sind den Verhaltnissen entsprechend 

dauernd anzupassen. Es ist deshalb nur die Verpflichtung des Staates zur jBesoldung 

und Versicherung der Lehrpersonei, zu verankern. 

Lehramtliche Pflichten 

Artikel 93 

Umschreibung der Pflichten der Lehrpersonen gegenuber dem Staat und i. WI S. 
gegenUber dem Schuler und Erziehungsberechtigten. 

Artikel 94 

Nach den derzeit geltenden Vorschriften Ist der Lehrer auch nach der Unterrichts-

zeit zur ißeaufsichtigung des Schulen verpflichtet. 

Da eine ausserschulische Aufsicht in grossen Gemeinden undurchfuhrkr geworden ist, 

hat der Lehrer die SchWer zukunfflg wdhrend der Unterrichtszeit, in den Pausen und 

auf Schulveranstaltungen (Ausf loge, Exkursionen, schulsportliche Anise usw. ) zu be- 
aufsichtigen. 

Artikel 95 

Der Zusammenarbeit zwischen Eltern und Lehrer ist ein fester Platz im schulischen Ge-
schehen unseres Landes zu sichern. 

Artikel 96 

Nach der geltenden Schulgesetzgebung halt der Lehrer so viele Stunden wie der 

Lehrplan vorschreibt. Ein Lehrer der ersten Klasse unterrichtet bspw. zwanzig Stun-

den, Lehrer höherer K lassen achtundzwanzig  Stunden. Daher ist es notwendig, das Aus- 



- 25 - 

mass der Lehrverpflichtung möglichst einheitlich festzusetzen. 

Artikel 97 

Die Weiterbildung von Lehrpersonen unseres Landes ist unbedingt zu fördern. Wie 

kaum in einer anderen Berufsrichtung besteht beim Lehrer die Gefahr, dass seine 

fachlichen, methodischen und psychologischen Kenntnisse veraltet sind. 

Artikel 98 

Die Weiterbildung der Lehrpersonen ist unumgangl ich. Als Pflicht innerhalb des 

Diemtverhdltnisses gegenuber dem Staat hat letzterer auch die Fortbildung zu unter-

stutzen. 

Artikel 99 

Fur die im nachstehenden Schulkonzept vorgesehenen Schularten (Hilfs-, Sonder-

und Oberschule) mussen geeignete Lehrkrdfte gewonnen werden. Der Staat verpflich-

tet sich, dolor die entsprechenden finanziellen Mittel einzusetzen. 

Artikel 100 

Die Gewahrung von besoldeten Studienurlauben (z.B. für Fremdsprachenlehrer) zur 

Auffrischung fachlicher und methodischer Kenntnisse ist Voraussetzung fur eine permq-

nente Schulreform. 

6. Organisation der Schulverwaltung ( Artikel 101 bis 115) 

Behörden 

Artikel 101 

Im Bereich der Schulverwaltung besorgen neben der Regierung infolge Delegation 

drei weitere Organe die Erledigung von Geschöften des Bildun- und Erziehungs- 

wesens. 
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Artikel 102 

Die Regierung steht an der Spitze der Schulverwaltung. In ihrer Eigenschaft als Ober-

behörde kommt ihr die Aufsicht Ober das gesamte Schulwesen des Landes zu, eine Kom-

petenz, die nach dem derzeit geltenden Schulgesetz vom Landesschulrat wahrgenommen 

wird. 

Artikel 103 

Mit der organisatorischen Neuregelung der Schulverwaltung nickt der Landesschulrat: 

auf die Stufe einer Unterbehörde. Massgebend fur diese Verwaltunorganisation waren 

das Bestreben nach einem fur alle Verwaltungsbereiche zuständigen Aufsichtsorgan als 

auch rein verwaltuntechnhche Ueberlegungen. Obwohl der Landesschulrat nach der 

Verfassung eine der Regierung gleichrangige Behörde darstellt, besorgt er auf Grund der 

gesetzlichen Vorschriften lediglich die Vorbereitung der in seinen Wirkungskreis fallen-

den Geschäfte. Die Ausfuhrung der vom Landesschulrat gefassten Beschl(*se steht deriiit 

noch der Regierung zu. 

Der Landesschulrat stellt in Hinkunft die im hierarchischen Verwaltungsaufbau der Re 

gierung nächstfolgende Behörde. Zu seinem Zuständigkeitsbereich gehören aber Immer 

noch die selbständige Erledigung van Geschäften von besonderer Tragweite im Bildune-

und Erziehungswesen unseres Landes. 

Artikel 104 

Umschreibung der Zuständigkeit des Landesschulrates. 

Artikel 105 

Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Landesschulrates. 

Artikel 106 

Vorbereitung und Vollzug der im Gesetz vorgesehenen Geschäfte werden dem Amt 

fur Bildung und Erziehung Ubertragen. Nachdem sich der Tätigkeitsbereich des Schul-

kommissars in der Praxis bereits zu dem eines Amtes ausgeweitet hat, ist lediglich die 
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gesetzliche Verankerung einer do facto bestehenden Anitsstelle vorzunehmen. 

Artikel 107 

Umschreibung der Zusammensetzung, Wahl und Amtsdauer des Gemeindeschulrates. 

Artikel 108 

Wie bisher, so bildet auch hinkonitig jede politische Gemeinde eine Schulgemeinde. 

Artikel 109 

Bestimmung Ober Sitzungen und Beschlussfassung des Gemeindeschulrates. 

Beratende Organe 

Artikel HOund 111 

Zur Bearbeitung bestimmter Sachgebiete (Matura, Lehrplan, Lehrmittel etc.) ist die 

Mithilfe des Bildungsbeirates und der Einsatz von Kommissionen unerlttsslich. Die be—

ratenden Organe sind zugleich Bindeglied zwischen Eltern und Erziehunberechtir 

ten einerseits und den Behörden anderseits. 

Rechtsmittel 

Artikel 112 bis 115 

Das Rechtsmi%lverfahren Ist analog demjenigen der Ubrigen Verw91tunangeleg3nheitSfl. 
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7. 	Gesundheitspflege (Artikel 116 bis 122) 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 116 

Unischreibung des Umfanges der Gesundheitspflege. 

Artikel 117 

Bislang ubt der Landesschulrat die Aufsicht Uber die Gesundheitspflege aus. Die San?-

ttttskommissian als Fachinstanz vermag jedoch die Aufsicht besser wahrzunehmen. 

Schuldrztflcher Dienst 

Artikel 118 und 119 

Um die Aufgaben der Gesundheitspflege zu erfüllen, ist die Schaffung der Stelle fur 

einen hauptamtlichen Schularzt notwendig. 

Derzeit müssen viele Aspekt der Gesundheitspflege unberücksichtigt gelassen werden. 

Wegen Arbeitsüberlastung  unserer Aerzte kann nur ein vollamtlicher Schulart diese Auf-

gaben übernehmen. 

Artikel 120 

Die Schulzahnpflege ist bereits gesetzlich geregelt. Doch ist an dieser Stelle festzuhal- 

ten, dais die prophylaktischen Massnahmen nicht getroffen werden und die Aufkidrung der 

Schuler auf dem Gebiete der Schulzahnpf lege nicht funktioniert. 



- 29 - 

Schulpsychologischer Dienst 

Artikel 121 und 122 

Mit der Errichtung von Hills- und Sonderschulen ist ein schulpsychologischer Dienst 

einzuführen. 

Der Aufgabenkreis des Schulpsychologen umfasst daneben Schullaufbahn- und 

allgemeine Erziehunberatung. 

8. Verschiedene Bestimmungen (Artikel 123 bis 127) 

Schulerzubringerdierist 

Artikel 123 

Der Standort der weiterführenden Schulen spielt auch heutzutage eine grosse Rolle. 

Es gehört mit zur Aufgabe des Staates, das sogenannte Bildungefalle zwischen den 

Gemeinden abzubauen. Geeignete Massnahme hiezu ist die Schaffung eines Schaler-

zubri ngerdienstes. 

Tagesheimschule 

Artikel 124 

Die Angliederung einer Tagesheimschule an weiterführende Schulen bezweckt vor 

allem die Schaffung der Möglichkeit zum Studium' der .unterrichtsfreien Zeit, d. i. die 

Zeit zwischen dem Unterrichtsschluss und der Abfahrt des Schulbusses. Schülern, diS. 

Uber Mittag nicht nach Hause fahren können, wird in der Tagesheimschule Gelegenhél 

zum Mittagessen geboten. 

Artikel 125 

Der Staat leistet an die Mittagsverpflegung einen Beitrag. 
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Artikel 126 

Fur SchWer der unteren Klassen der weiterfuhrenden Schuten kann ein beaufsichtigtes 

Studium obligatorisch erklärt werden. 

Beiträge an ausländische Schulen 

Artikel 127 

Auch in Hinkunft können in unserem Land nicht alle Schultypen gefuhrt werden, wie 

bspw. Blinden- und Taubstummenschulen, Gewerbeschulen, Lehrerseminarien oder Technika. 

Der Staat soll deshalb durch finanzielle Beiträge an ausländische Schulen Platze fur Liech-

tensteiner sichern. 

Subventionierung von Schultragern (Artikel 128 - 131) 

Das vorliegende Schulkonzept erfordert von den Schultragern einen weit vermehrten Sach-

und Personalaufwand als bisher. Gemeinden wie Träger von Privatschulen können neue 

schulische Einrichtungen nur mitverwirklichen helfen, wenn der Staat finanzielle Unter 

stutzung gewährt. Ohne dieselbe wäre bspwe. die Unentgeltlichkeit des Unterrichts an 

Privatschulen nicht realisierbar. 

Schluss- und Ueberganbestimmungen (Artikel 132-141) 

Artikel 134 

Garantie fur eine möglichst rasche Schaffung der nötigen personellen und räumlichen 

Voraussetzungen fur die Einfuhrung von zwei vorschulpflichtigen Jahrgängen des Kinder-

gartens ist die gesetzliche Verpflichtung zu einer aufschublosen Verwirklichung. 
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Artikel 135 

Sog. Hauptbestandteil der zukunftigen Schulstruktur Ist die Einfuhrung der Ober-

schule und Lw. Sinn die Ermöglichung des Hilfsschulunterrichts. Die gesetzliche 

Verankerung der Verpflichtung des Staates zur unverzuglichen Verwirklichung er-

achtet man als notwendig. 

Artikel 136 

Bisher umfasst die Primarschule acht Schulstufen. Die Primarschule mit Fünf Schuf-

stufen kann aber erst nach Einfuhrung der Oberschule realisiert werden. 

Artikel 137 und 138 

Mit der Dauer der Schulpflicht auf neun Jahre wird die VerRingerung der Realschul-

zeit und die Dauer der Oberschule von vier Jahren notwendig. Im ubrigen ist der Um-

fang des Lehrplanes beider genannten Schulen derart gestaltet, dass er nur in eben 

erwähntem Zeitraum erfullt werden kann. 

Artikel 139 

Aus der Umgestaltung der Organisation ergibt sich das Erfordernis zur Festlegung der 

jeweiligen Zuständigkeit fur die Erledigung der Geschäfte. 

Artikel 140 

Durch die Verschiebung der Rangordnung innerhalb der Organisation der Schulver-

waltung braucht der Ablauf der Mandatsdauer bis zur Neuwahl des Landesschulrates 

nicht abgewartet werden. 
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ERLAEUTERUNGEN ZUR REGIERUNGSVORLAGE II 

Paragraph 1 

Zu Artikel 16, Absatz 6: Die Fortbildunschule ist Bestandteil des derzeit gel-

tenden Schulsystems. Trotzdem wird diese Schulart in keiner Gemeinde unseres 

Landes mehr geftihrt. Die GrUnde hiefur liegen in der Tatsache, dass nur in selten-

sten Fallen die Schulpflicht mit dem Besuch der Primarschule erfuilt wird. So be-

sucht der grösste Prozentsatz unserer Jugendlichen nach der sechsten Klasse der 

Volksschule die Realschule. Die Möglichkeit der Weiterbildung durch den Fortbil-

dungsschulunterricht wird kaum mehr beansprucht. 

Fortbildung in dem nach der Verfassung vom 5. Oktober 1921 verstandenen Sinn 

sieht das vorliegende Schulkonzept nicht mehr vor. Weiterbildung in dem in diesen, 

Zusammenhang verstandenen Sinn wird nach wie vor durch den Besuch der Realschu—

le - d.i. im neuen Schulgesetz* die Sekundarschule - und den Besuch der Oberschu-

le erzielt. 

Dadurch, dass durch die fortwährende Bildunforschung die Flexibilität bei der 

Schaffüng neuer Schularten erhalten Ebbt, ist eine verfassungesetzliche Veranke-

rung von Schulartbezeichnungen zu vermeiden. 

Zu Artikel 16, Absatz 7 	Nach den derzeit geltenden Vorschriften ist der Lande!.-- 

schulart im Bereich der Schulverwaltung eine der Regierung gleichrangige Behörde. '

Damit wollte der Verfassungsgeber besondere Gewahr für das Recht des Burgers auf 

Unterricht und Erziehung leisten ; eine Interpretation mit rein geschichtlichem Cha-

rakter. 

Nach dem vorliegenden Schulkonzept wird de oberste Leitung des Bildung- und Err 

ziehunwesern der Regierung Ubertragen. Damit soll erreicht werden, dass nach dem 

Grundsatz des hierarchischen Aufbaus innerhalb der Verwaltung die Verantwortlich- 

keit fur die Erledigung sämtlicher Verwaltungeschdfte bei einer Oberbehörde konr 

zentriert sind. 	 - 
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Dieser Dieser Absatz Ist in Zusammenhang mit der Abänderung von Artikel 78 der Verfassung 

aufzuheben. 

Paragraph 2 

Zu Artikel 17, Absatz 1: Die moderne Auffassung Uber Umfang und Inhalt des Unterrichts-

und Bildungssem deckt sich nicht mit der in diesem Verfassungsartikel aufgezeigten. Den 

Zeitverhaltnissen entsprechend verlagern sich die Schwerpunkte auf immer neue Bildungs-

richtungen. Im Ubrigen wird, wie bereits erwähnt, der Unterricht auch durch andern als den 

in diesem Absatz angefuhrten Schularten vermittelt. 

Auch In diesem Zusammenhang ist die Flexibilität auf dem Gebiete der Bildungsforschung 

anzufuhren, wonach nur eine allgemeine Umschreibung der Unterstutzung und Förderung des 

Unterrichts- und Bildungswesens durch den Staat einem diesbezuglich ttigen Wechsel stand-

zuhalten vermag. 

Paragraph 3 

Zu Artikel 78, Absatz 1: Wie zu Artiker 16, Absatz 7 erwähnt, wird die Leitung des Un- 

terrichts- und Bildungswesens der Regierung Ubertragen. Danach fällt der Passus" mit Aus-

nahme deSchulangelegenheiten" weg. 

Paragraph 4 

Zu Artikel 85: Im vorliegenden Schulkonzept ist vorgesehen, dass der Vorsitz im Landes-

schulrat ein Mitglied der Regierung innehat. Damit wird die Möglichkeit zur Wahl desje-

nigen Regierungsmitgliedes geschaffen, von welchem die Belange des Bildungs- und Erzie-

hungswesens wegen der Fachkenntnisse wahrgenommen werden können. Nicht zuletzt will 

diese Lösung einer Arbeilsuberlastung des Chefs der Regierung entgegenwirken. 

Paragraph 5 

Der Abschnitt B des VII. Hauptstuckes der Verfassung vom 5. Oktober 1921 (Artikel 95) wird 

wegen der Neuorganisation der Schulverwaltung aufgehoben. Die Regierung ist Oberbehörde 

der gesamten Landesverwaltung, eingeschlossen die Schulangelegenheiten. 

Paragraph 6 

Nachdem die Abänderung bzw. Aufhebung der in den Paragraphen drei bis funf vom Lan- 

desschulrat handelt, hat die Inkraftsetzung dieser Bestimmungen mit der Neuwahl des Lan-

desschulrates zu erfolgen. 
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D. DIE VERWIRKLICHUNG DES NEUEN SCHULKONZEPTES 

Es durfte jedem klar sein, dass die Verwirklichung  des nun vorliegenden Schulgesetz- 

entwurfes nur stufenweise erfolgen kann und sich auf einen längeren Zeitraum erstrek- 

ken muss. Massgebend for die Beurteilung der Realisierungsaussichten sind vor allem 
drei Faktoren 

der Lehrerbestand 

der Raumbedarf 

die allgemeine finanzielle Belastung. 

Vorerst gehen wir vom heutigen Zustand aus, um dann zu suchen, wo das Schulgesetz 

Aenderungen bringt und welcher Mehrbedarf entsteht. Dadurch ist es möglich, aufzuzei- 

gen, wie die Schwierigkeiten zu bewältigen sind, welche Postulate kurzfristig und wel-

che erst später verwirklicht werden können. 

Die bedeutendste und besonders von den finanziellen Folgen aus schwerwiegendste Neu-

erung des vorliegenden Gesetzesentwurfes liegt in der Schaffung der Oberschulen, da 

eine endgoltige Lösung umfangreiche Schulbauten erfordert. Will man nicht eine lang-

jährige Verzögerung in Kauf nehmen, muss eine provisorische Lösung gefunden werden. 

Eine solche Lösung setzt die Fertigstellung des Baues des hecht. Gymnasiums mit einem 

zusätzlichen Stockaufbau beim Klassenzimmertrakt und den Bau der neuen Realschule 

Ba Izers voraus. Durch Unterbringung des Gymnasiums und der Realschule Vaduz in den 

neuen bisher dem Gymnasium allein vorbehaltenen Gebäuden gelingt es, im jetzigen Re- 

alschulgebijude Vaduz und dem schon vorhandenen provisorischen Schulpavillon 10 Klas- 

sen der neu zu grondenden Oberschule unterzubringen. Im Herbst 1972 oder im Frühjahr 

1973 kann somit der Uebertritt von der flinften Primarschulklasse in die weiterfubrenden 

Schulen gemts dem neuen Schulgesetz verwirklicht werden. Dódurch werden auch die 

Gemeinden wesentlich entlastet. Neubauten von Primarschulen sind daher in den näch- 

sten Jahren nur in den Gemeinden nötig, deren heutige Schu4auser nicht mehr den An- 

spruchen genugen. Bis zum Herbst 1972 können auch die ersten Hilfsschulklassen verwirk-

licht werden. 
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Eat in einer zweiten Phase soll das 9. obligatorische Schuljahr eingefuhrt und die 

dauerhaften Bauten errichtet werden. Auch die provisorische Lung stellt sehr gros- 

se Probleme in baulicher und personeller Beziehung dar, wie die folgende Uebersicht 

zeigt: 

Kindergarten 

Bedarf an Lehrerinnen 

Heute betreuen 24 Lehrerinnen, von denen 5 Uber 55 Jahre alt, 3 davon sogar Ober 

60 Jahre alt sind, unsere Kindergarten. In Ausbildung stehen 10 Lehrerinnen. Sollen 

nun gems dem neuen Gesetzesentwurf genügend Abteilungen im Umfang von 25 bis 30 

Kindern fur zwei vorschulpflichtige Jahrgtinge geschaffen werden, so ist zusatzlich zum 

Nachwuchs mit einem Mehrbedarf von ca. 4 Lehrerinnen zu rechnen. Aus verschiedenen 

Gründen (Alter, Heirat usw.) werden sicher in den nachsten Jahren Lehrerinnen aus den; 

Schuldienst ausscheiden. Der Mehrbedarf liegt also sicher höher als eine einfache Rechr 

nung ergeben wurde. Der Anteil an weltlichen auslöndischen Lehrerinnen durfte voruber-

gehend von heute 38 % auf 50 % anwachsen. 

Bedarf an Faumen 

Heute bestehen im Lande 23 Räume fur Kindergarten, 3 sind im Bau, 3 weitere durften 

dines Jahr erstellt werden. Geht man wieder von der wunschbaren Grösse von 25 bis 

30 Kindern pro Abteilung und der Unterbringung von zwei vorschulpflichtigen Jahrgdn-. 

gen aus, so muss mit einem Mehrbedarf von 10 Kindergarten-Abteilungen gerechnet wer-

den. In einigen Gemeinden sind Neubauten dringend nötig, andere Gemeinden sind vo& 

aussichtlich auf Jahre hinaus versorgt. Besonders in den kleinen Gemeinden fällt der 

Entscheid fur einen Neubau meist schwer, da die Kinderzahl für eine Abteilung zu gross 

und fur zwei Abteilungen zu klein ist. 

Schätzung der Mehrkosten 

30 % Subvention von ca. 10 Kindergarten-Abteilungen 
a Fr. 200 000.- ergibt 	 Fr. 600 000.- 

jährliche Ausgaben: 

40% des Gehaltes von 12 Kindergärtnerinnen 	 Fr. 72 000.- 
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2. Primarschule 

Lehrerbedarf 

Unter Weglassung der 18 gegenwärtig in Weiterbildung stehenden Lehrer fur die spä-

tere Betreuung an den Oberschulen, stehen gegenwärtig 54 Lehrer unter 55 Jahren und 

20 Lehrer Ober dieser Altersgrenze zur Verfugung, von denen 10 das 60. Lebensjahr 

schon uberschrinen haben. 16 Lehramtskandidaten werden zwischen 1971 und 1975 ihr 

Studium beenden. 

Durch Verkleinerung der Klassenbestände und die Zunahme der Schulerzahlen durfte der 

heutige Bedarf von ca. 70 Primarlehrern in den kommenden 5 Jahren auf etwa 80 an-

steigen. 10 Lehrpersonen werden in den nächsten Jahren in den Ruhestand treten. Von 

den 20 Lehrerinnen durften ebenfalls einige aus dem Schuldienst ausscheiden. Zudem 

sollten einige Primarlehrer zu Hufs-, Sonder- oder Oberschullehrern weitergebildet wer-

den. Der Lehrermangel wird dadurch in Zukunft nicht behoben. Es durfte aber gelingen, 

die wenigen fehlenden Primarlehrer zu finden. 

Bedarf an Räumen 

Durch den Uebertritt nach der 5. Klasse verringert sich der Raumbedarf fur die Primar-

schule. In einigen Gemeinden entstehen sehr willkommene Reserveraume. In verschie-

denen Gemeinden sollten diese Reserverdume fur andere SchulartenVerwendung finden. 

Wenn einige Gemeinden in den nächsten Jahren Neubauten erstellen mussen, so ist 

dies auf den baulichen Zustand oder die ungurtstige Verkehrslage und nicht auf die Be-

stimmungen des Schulgesetzes zuruckzufuhren. 

Finanzieller Mehrbedarf 

Die Unkosten pro Primarschulklasse betrugen 1970 Fr. 31 600.-. Sie werden deshalb bei 

einer Vermehrung um 10 Klassen bis 1975 fur die Schuljahre 1-5 um ca. Fr. 320 000.-

ansteigen. 

00.- 

ansteigen. 

3. Die Hilfsschule 

a) 	Bedarf an Hilfsschullehrern 

Im Augenblick steht noch kein ausgebildeter Hilfsschullehrer zur Verfugung, und es ist 

bis heute auch nicht gelungen, Interessenten fur das Weiterstudium zum Hilfsschullehrer 
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zu gewinnen. Es werden fur den Anfang wenigstens 3 Fachkräfte nötig sein. 

Bedarf an Raurnen 

Die Gemeinde Schaan sieht im Raumprogramm fur ein neues Schulhaus auch die Räume 

fur die erste liechtensteinische Hilfsschule vor. Sollten die Verhandlungen mit dieser 

Gemeinde zu einer vertretbaren Lung fuhren, wäre ein idealer Standort fur die erste 

Hilfsschule gegeben. 

Durch den Uebertritt an die weiterfuhrenden Schulen nach der 5. Klasse werden voruber-

gehend in den Primarschulen Räume frei. Bis zur Fertigstellung der ersten Hilfsschule 

kannte deshalb der Unterricht in diesen freigestellten Räumen erteilt werden. 

Schätzung der Mehrkosten 

Baukosten: 

3 Klassenräume mit Nebenraumen a Fr. 500 000.- 	 Fr. 1 500 000.- 

Betriebskosten: 

1-3 Klassen a Fr. 31 600.- (Durchschnittskosten pro Volks- 	Fr. 31 600.- - Fr. 94 800. 
schulklasse 1970) 

Zubringerdienst (Extrakosten) 	 Fr. 	10000.- 

Mittagsverpflegung (15-45 Schuler, Fr. 1.50 Beitrag 	
Fr. 3 420.- - Fr. 10 260. 

pro Essen) 	 - 

Aufsicht ober die Mittagszeit und bis zur Busabfahrt 	 Fr. 	4 OW.- 

Fr. 55 000.- - Fr. 1190€ 

4. 	Die Sonderschule 

Mit der Heilpädagogischen Tagesheimstätte in Schaan steht um eine von privater Seite 

organisierte Sonderschulejzur Verfugung. Der weitere Ausbau ist bereits geplant. Mit 

der ersten Bauetappe soll wahrscheinlich im Laufe dieses Jahres begonnen werden. 

Der Staat ist deshalb der Sorge um die Errichtung einer eigenen Sonderschule enthoben. 

Fur bestimmte Arten der Ponderschulung (Blinden-, Taubstummenausbildung usw.) sind 

auch in Zukunft Platze an ausländischen Schulen zu reservieren, da unser Land fur ei-

gene Ausbildunstätten zu klein ist. 
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5. Die weiterfuhrenden Schulen 

Allgemeines 

Da die nach der 5. Primarschulklasse weiterfuhrenden Schulen (Gymnasium, Sekundar-

schule, Oberschule- die wirtschaftliche Mittelschule wäre abzubauen) als Ganzes ge-

sehen werden mUssen, soll vorerst, um einen Ueberblick zu geben, auf einige Zusammen.-7  

hange hingewiesen werden. Während uns in den anderen Schularten vor allem der Lehrer-

mangel zu schaffen gibt, spielt be; den weiterfuhrenden Schulen die Raumfrage eine gatiz 

besondere Rolle. Weil es sich um eine neue Schulart handelt, fehlen uns vor allem die 

Räumlichkeiten fur die Oberschule. Es geht also vorerst darum, fur die Oberschulen so 

schnell wie möglich den erforderlichen Raum zu beschaffen. 

Es hat sich gezeigt, dass mit einer Aufstockung des Klassentraktes des Liecht. Gymnasiyms 

auf verhaltnismtsig billige Art funf zusätzliche Klassenzimmer gewonnen werden können, 

wobei die Spezial- und Nebenraume auch fur das Mehr der Klassen ausreichen. Dadurch 

ist es möglich, die jetzige Realschule Vaduz und spätere Sekundarschule im neuen Gyn-

nasiumsgebdude unterzubringen. Das jetzige Gebäude der Realschule wurde fur die Ober-

schule frei. Die Planung der Realschule Balzers ist ebenfalls soweit fortgeschritten, dass 

mit dem Baubeginn innert nlJtzlicher Frist zu rechnen ist. 

Nach Vollendung des Baues des Liecht. Gymnasiums und der Realschule Balzers stehen 

folgende Klassenzimmer mit den notwendigen Nebenrtlumen zur Verfugung: 

- 4 	Klassenräume Realschulgebäude Balzers 

24 	Klassenraume Gebäude des Liecht. Gymnasiums 

- 8 	Klassenraume Institut St. Elisabeth 

- 8 	Klassenraume heutiges Realschulgebäude Vaduz 

-2 	Klassenraume Schulpavillon, die schon jetzt vom Collegium Marianum 
verwendet werden 

- 6 	Klassenräume Realschule Eschen 

52K lassen- und Nebenraume 

Gemts der Bevölkerungsstatistik der letzten Jahre mUssen wir durchschnittlich auch fu 

die nächsten Jahre mit ca. 400 Schulern pro Jahrgang rechnen, von denen allerdings ca. 

40 oder tO % auf dieser Stufe nicht unsere Schulen besuchen (Besuch ausländischer Schj 

Bildungsunfähige, Sonderschulen etc.) . Es ist anzustreben, dass diese 360 bis 380 SchUl 
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eines Jahrganges sich zu 10 - 15 % auf das Gymnasium, zu 50 % auf die Sekundar-

schulen und zu 35 -40% auf die Oberschulen verteilen. Mit 15 Parallelklassen (d.h. 

2 Gymnasium, 2 Sekundarschule Vaduz, 2 Sekundarschule Eschen, 1 Sekundarschule 

Salzen, 2 Institut St. Elisabeth und 4 Oberschule Vaduz, 2 Oberschule Eschen) können 

sogar bei idealer Besetzung von 25 SchÜlern pro Klasse 375 SchÜler pro Jahrgang unter-

richtet werden. Zur Unterbringung dieser 15 Parallelklassen worden 54 Raume benötigt 

(36 Raume Für die neun Klassen von Gymnasium und Sekundarschule bei vierjahrigem Un-

terricht und 18 Raume fur sechs Klassen der Oberschule bei dreijährigem Unterricht). Ausr 

serdem sind noch 8 Raume fur die Oberklassen des Gymnasiums (Klasse 5-81 vorzusehen, 

was auch bei der Einführung eines weiteren Maturatyps ausreichen dUrfte. Es besteht dem-

nach ein Manko von 10 Klassenräumen und mindestens 2 Werk- oder Handarbeitsräumen 

fur die Oberschulen Eschen und Vaduz. Durch Errichtung von Pavillons und Benutzung 

von Räumen der Volksschule Vaduz ware dieses Manko zu beheben. Selbtverstandlich 

ist diese Lösung nicht voll befriedigend und darf nicht zu einem Dauerzustand werden. 

Sie allein erlaubt aber eine Verwirklichung der Oberschule im Herbst 1972 bzw. FrUh- 

jahr 1973. 

Fur die Oberschulen brauchen wir bei 8 obligatorischen Schuljahren 18 Oberschullehrer. 

Es stehen nun 17 aus dem eigenen (and zur VerfÜgung, die schon jetzt entsprechende 

Fortbildungskurse absolvieren. 

Fur die 5 Parallelklassen der staatlichen Sekundarschulen benötigen wir wenigstens 20 

Lehrer. Bis 1972 kann erwartet werden, dass diese 20 Lehrer zur Verfügung stehen. 

Fur das Unter- und Obergymnasium benötigen wir bei 16 Klassen 27 Lehrer, und hier wird 

es schvèrig sein, hochqualifizierten Nachwuchs zu finden. Spätestens 1973 sollte der 

zweite Maturatyp angeboten werden. 

Nach diesen zusammenfassenden AusfÜhrungen sollen nun die Probleme der weiteren 

Schularten noch gesondert behandelt werden. 

a) Die Oberschule 

au) Bedarf an Lehrern bei 8 obligatorischen Schuljahren 

Wir müssen im Oberland 4, im Unterland 2 Klassen wahrend 3 Jahren fuhren. Wir benö-

tigen also 18 Lehrer. Da auch 17 Lehrer in der Ausbildung fur die neue Oberstufenschule 



-40 - 40- 

stehen, stehen, ist unser Bedarf fur den Augenblick einigermassen gedeckt. 

bb) Bedarf an Räumen 

Wie schon dargestellt, sollen das heutige Gebäude der Realschule Vaduz wie auch 

der schon bestehende Doppelpavillon des Gymnasiums fur die Oberschule zur Verfu-

gung gestellt werden. Ausserdem können in der Volksschule Vaduz noch 2 Raume ge-

wonnen werden. Im Unterland sind fur alle 6 Klassen und mindestens 2 Werk- und Hand-

arbeitsräume Pavillons zu erstellen. 

cc) Mehrkosten fur die Oberschule 

Betriebskosten: 

18 Klassen; Betriebskosten wie Fur eine Realschulklasse Fr. 57 000.- 	Fr. 1 026 000.- 

abzuglich bisherige Kosten fur die Oberstufe der Primarschule 	Fr. 666 000.- 

abzUglich bisherige Betriebskosten Realschule Vaduz 	 Fr. 	60000.- 

Fr. 300000.- 

Baukosten: 

Einrichtung der Werkraume fur Metall und Holz, 	
Fr. 	200000.- 

Werkzeuge und Maschinen 

8 Schulpavillons in Eschen 	 Fr. 1 200 000.- 

Mabelierung von 8 Klassenzimmern in Eschen 	 Fr. 	100000.- 

Fr. 1 500000.- 

b) 	Die Realschulen 

au) Bedarf an Lehrern bei 9 obligatorischen Schuljahren 

In Eschen fuhren wir 2, in Vaduz 2 und in Balzers eine Klasse. Bei 4 obligatorischen 

Schuljahren erhalten wir also 20 Klassen und benötigen auch .wenigstens 20 Lehrer. Ne-

ben den 16 patentierten Reallehrern stehen 4 Kandidaten im Studium. Da der Lehrkörper 

nicht Uberaltert ist, durfte der Bedarf einigemassen gedeckt sein. 

bb) Bedarf an Rdumeni 

Nach der Vollendung des Baues des Liechtensteinischen Gymnasiums und der Realschule 

Balzers stehen trotz der Verlängerung der Unterrichtsdauer um ein Jahr fur die nächsten 
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Jahre im Oberland die Räume zur Verfugung. Im Unterland sind zwei Schulpavillons 

zu errichten. 

cc) Schätzung der Mehrkosten 

Betriebskosten: 

Durch den Uebertript nach der 5. Klasse entstehen Unkosten fur 
weiten 5 Realschulklassen 5 x Fr. 57 000.- 	 Fr. 285 000.- 

Baukosten: 

Da das Liechtensteinische Gymnasium und die Realschule Baizers ohnehin gebaut 

werden, entstehen durch die Ueberganl&ung keine Mehrkosten. FOr 2 Pavillons der 

Sekundarschule Eschen entstundon noch Kosten von ca. Fr. 300 000.-. 

C) 	Das Liechtensteinische Gymnasium 

au) Bedarf an Lehrern 

Von den 21 Lehrkräften, welche im Hauptberuf am Liechtensteinischen Gymnasium un-

terrichten, haben 7 das 60. und 3 das 55. Altersjahr Überschritten. Wie schon dargelegt, 

soll ab 1973 ein zweitor, lt&nlosor Maturatyp eingefuhrt werden. So entstehen im Lau-

fe der nächsten Jahre 16 Gamnasialklassen. 

Den SchUlern am Gymnaum werden durchschnittlich 36 Stunden pro Woche erteilt. Ei-

nein Gymnasiallehrer durfen aber bei der grossen Beanspruchung nur 24 Stunden zugemu-

tet werden. Pro Klasse mWsn deshalb wenigstens 1,5 Lehrer eingesetzt werden. Damit ist 

allerdings die heute gcfo4erte Individualisierung des Unterrichtes durch die Tagesheim-

schule, den Gruppenunterricht, die Arbeitsgemeinschaften, das vermehrte Angebot an 

Freifachern, das gefuhrte Studium usw. noch nicht erreicht. Wir setzen deshalb hier ein 

mittleres international gebräuchliches Verhältnis von 1,7 Lehrer pro Klasse ein, damit 

wenigstens das eine oder andere der genannten Postulate verwirklFoht werden kann. Bei 

16 Klassen benötigen wir also bis zum endgUltigen Ausbau des 2. Moturatypus ca. 27 Gym-

nasiallehrer. An eigenem Nachwuchs können wir in den nächsten 5 Jahren bestenfalls 

mit .5 Lehrern rechnen. Da der Lehrkörper uberaltert ist und kaum Hoffnung besteht, dass 

der Orden Nachwuchskräfte einsetzen kann, ist mit einem ausgesprochenen Mangel an 

Gymnasiallehrcrn zu rechnen. 
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bb) Bedarf on Räumen 

Der Raumbedarf Ist durch den Neubau gedeckt. 

cc) Schätzung der Mehrkosten für das Gymnasium 

Durch den Eiratz von Ordenskräften kann unser Land heute erhebliche Kosten ein-

sparen (ca. Fr. 250 000.-) . Dieser Vorteil wird aber in den nächsten Jahren wegen 

des Nachwuchsmangels verloren gehen. Wir setzen deshalb die in der Schweiz sich 

ergebenden Durchschnittskosten von Fr. 80000.- pro Klasse &n. 

16 Klassen a Fr. 80 000.- 	 Fr. 1 280 000.- 

heutiger Beitrag an das LG 	 - Fr. 700000.- 

Fr. 580000.- 

Die Kosten fur das Liechtensteinische Gymnasium werden - je nach dem Einsatz von 

Orderukrdften- um ca. Fr. 300 000.- bis Fr. 500 000.- ansteigen. 

Schtilerzubringerdiemt 

Durch die Ueberganlasung verdoppelt sich die Anzahl Schüler, welche zu zentralen 

Schulen geführt werden müssen. Dadurch verdoppeln sich auch die Unkosten. 

jdhrliàhe Mehrkosten 	Fr. 100 000.- 

Zusammenfass3nde Schätzung der Mehrkosten der Uebergangsl&ung Für den Staat ohne 
die Baukosten Fur das Liecht. Gymnasium und die Realschule Balzers 

jährliche Mehrkosten Baukosten 

Kindergarten Fr. 	72 000.- Fr. 600 000.- 

Primarschu Je - - 
Hilfsschule Fr. 	55 000.- - 	119 000.- Fr. 1 500 000.- 

Sonderschule - - 
Oberschule Fr. 300 000.- Fr. 1 500 000.- 

Realschule Fr. 285 000.- Fr. 300 000.- 

GyMnasium Fr. 300000.- 	- 500 000.- - 	U 
Schulerzubringerdierist Fr. 100 000.- - 

Fr. 1112000.- - 1376 000.- 	Fr. 3900000.-I 
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Durch die Ueberganlung entstehen dem Staat ohne Beruckskhtigung der Teuerung 

jahrliche Mehrkosten im Betrag von Fr. 1 1G0 000.- bis Fr. 1 400 000.- . Nicht ein-

geschlossen sind damit Mehrkosten fur wachstumsbedingte oder auf einzelne Artikel 

des neuen Schulgesetzes zuruckzufuhrende Mehrkosten. 

Wie schon mehrmals dargestellt, betet die Uebergangslung Gewahr fur eine rasche 

Verwirklichung des Schulkonzeptes. Es kann sich aber weder urn. Ideal- noch um Dauer-

lösungen handeln. Diese Ist deshalb fur eine weitere Zukunft nicht ausreichend. Von der 

endgtjltigen Lösung muss erwartet werden, dass die provisorischen Bauten ersetzt werden, 

dass das 9. obligatorische Schuljahr eingefuhrt wird und dass genugend Elastizitat bei 

den Schulhausbauten vorgesehen wird, um die natUrlich wachsende Zahl an Schulern 

aufnehmen zu können. Die Einfuhrung des 9. obligatorischen Schuljahres bedeutet fur 

die Oberschulen im Oberland zusatzliche 4 Klassen und im Unterland zusatzliche 2 K las-s 

sen, die es zu besetzen gilt. 

Die voiddnglichste Aufgabe wird sicherlich darin bestehen, im Unterland ein Schulzen-

trum zu errichten, bestehend insbesondere aus Sekundar- und Oberschule. Sobald durch 

den Neubau die provisorischen Pavillons nicht mehr benötigt werden, stehen diese fur 

eine eventuelle Hilfsschule zur Verfugung. 

Durch die Einfuhrung dtts 9. obligatorischen Schuljahres und chn natürlichen Schulorzu-

wachs wurde die Oberschule im Oberland 16 - 20 Klassenrtiunse benötigen, was im Ge-

baude der jetzigen Realschule auch nicht durch einen Anbau verwirklicht werden kann. 

Der Bau einer zweiten Oberschule durfte daher angemessen sein. Ob dies nun im Raume 

des hecht. Gymnasiums oder im Rauma Triesen der Fall sein wird, ist heute noch nicht 

zu Ubersehen. Die Schulproblern9 in unserer Zeit sind derartig schnell angewachsen, dass 

schon heute ban Planen alles unternommen werden muss, dass zukunitige Schulhatsbauten 

Anpassungen an Veranderungen der Schulstruktur und Unterrichtsmethoden zulassen, wenn 

sie nicht in wenigen Jahren schon veraltet sein sollen. 
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Auf Grund der vorstehenden Ausfuhrungen stellt die Regierung den 

ANTRAG, 

der Hohe Landtag wolle die nachstehenden Regierungsvorlagen behandeln. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Prident, sehr geehrte Herren Abgeordnete, 

den Ausdruck unserer vorzuglichen Hochachtung. 

REGIERU G DES FUERSTENTUMS 
IECH TENS TEIN 

Beilagen: 

Regierungsvorlage I 
Regierungsvorlage II 



REGIERUNGSVORLAGE I 

SCHULGESETZ 

vom ..... 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung 

I. HAUP1STUECK 

Ceffentliche Schulen 

A. Allgemeine Bestimmungen 

Art.1 

Die öffentlichen Schulen dienen im Zusammenwirken mit Familie und 

Kirche der Bildung und Erziehung der heranwachsenden Jugend. In diesem Sin-

ne Fördern se die harmonische Entwicklung der intellektuellen, sittlichen und 

körperlichen Kräfte des jungen Menschen und sind bestrebt, ihn nach christli-

chen Grundsätzen zu einem selbständigen, verantwortunbewussten und den be-

ruflichen Anforderungen des Lebens gewachsenen Glied unseres Volkes und Staa-

tes zu erziehen. 

Art. 2 

IF 	 (1) Oeffentliche Schulen sind solche, deren Träger der Staat oder eine 

Gemeinde ist. 

(2) Schulerheime und Tagesheimsclulen, die einer öffentlichen Schule an-

gegliedert sind, gelten als Bestandteil der Schule. 

Art.3 

iederung 	 Die öffentlichen Schulen gliedern sich in folgende Schularten: 

Kindergärten; 

Primarschulen ; 
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Hilfsschulen ; 

Sonderschulen ; 

Weiterführende Schulen 

co) Oberschulen; 

bb) Sekundarschulen; 

cc) Gymnasium. 

Art. 4 

Bewilligung zur Er- 	
Die Errichtung neuer unddie Aufhebung bestehender öffentlicher Schu- 

richtung oder Aufhe- 
bung öffentlicher 	len bedürfen der Bewilligung der Regierung. 
Schulen 

Art. 5 

Schulbezirke 	 (1) FUr jede öffentliche Schule ist ein Schulbezirk festzusetzen. 

Der Schulbezirk ist jenes Gebiet, innerhalb dessen die nach der Schul-

art in Betracht kommenden und im Schulbezirk wohnhaften Schulpflichtigen zum 

Besuch der Schule verpflichtet oder berechtigt sind. 

Die Festsetzung der Schulbezirke erfolgt durch die Regierung, fur Kin-

dergarten und Primarschulen durch den Gemeindeschulrat. 

Art. 6 

Allgemeine Zugang- 	(1) Die öffentlichen Schulen sind allgemein zuganglich unter der Voraus- 
lich ei 

setzung, dass der Schüler die schulrechtlichen Aufnahmebedingungen erfullt und 

dem fur die Schule vorgesehenen Schulbezirk angehört. 

(2) Von der Voraussetzung der Zugehörigkeit zu dem fur die Schule vorge-

sehenen Schulbezirk kann das Amt fur Bildung und Erziehung, wenn besondere 

Grunde vorliegen, absehen. 

Art. 7 

Unentgeltlichkeit des 	
(1) De! Besuch der öffentlichen Schulen ist unentgeltlich. 

-Unterrichts, verbilligte 
Benutzung sowie Ueber- 
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lassung der Lehr- 	 (2) Die Benutzung der Lehrmittel sowie die Ueberlassung des Schulmote- 
mittel 

riots ist for alle Schuler verbilligt. 

Art. B 

lane 	 (1) Die Regierung hdt for die in Artikel 3, lit. b,c,d und e genannten 

öffentlichen Schulen entsprechend der Schulart Lehrpläne mit Verordnung Fest-

zusetzen. 

(2) Die Lehrpläne for die Primarschulen und die weiterfuhrenden Schulen 

haben insbesondere zu enthalten: 

die Unterrichtsfacher (Pflichtfächer, Wahlfächer, Freifacher) ; 

die Bildungs- und Lehraufgaben der einzelnen Unterrichtsfdcher 

die Aufteilung des Lehrstoffes auf die einzelnen Schulstufen; 

die Gesamtsturgjenzahl der einzelnen Stufen und das Stundenausmass 

der einzelnen Unterrichtsfacher. 

(3) Die Lehrpläne fur den Religionsunterricht werden hinsichtlich des Lehr-

stoffes und seiner Aufteilung auf die einzelnen Schulstufen von der betreffenden 

Kirche im Rahmen der fur den Religionsunterricht staatlich festgesetzten Wochen-

stunden erlasssen und von der Regierung bekanntgemacht. Den zuständigen kirch-

lichen Organen ist vor der Festsetzung und vor jeder Aenderung der Woche rstun-

denzahl Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(4) Die Gestaltung der Lehrpläne fUr die ersten drei Klassen des Gymna-

siums, der Sekundarschule und der Oberschule hat eine Erleichterung des Ueber-

tritts von Oberschulern in die Sekundarschule (Artikel 50) und von Sekundar-

scholern in das Gymnasium ( Artikel 573 zu gewährleisten. 

(5) Die Lehrpläne sind alle funf Jahre zu Uberprufen. 

Art.9 

is, Notenge- 	(1) Ueber Leistungen, Fleiss, Betrogen und Absenzen der SchWer werden 
Brderung 	

die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten durch Zeugnisse orientiert. 
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(2) Die Regierung erlässt mit Verordnung nähere Bestimmungen aber die 

Notengebung und die Bedingungen fur die Aufnahme, die Beförderung und den 

Uebertritt in die einzelnen Schularten. 

Art. 10 

Lehrmittel 	 Die Regierung bestimmt auf Antrag des Landesschulrates, welche Lehrmit- 

tel in den öffentlichen Schulen vorgeschrieben oder zugelassen sind. 

Art. 11 

lassenschulerzahl 	Die Regierung setzt mit Verordnung Richtzahlen fur die Kiassenbestande 

der einzelnen Schularten fest. 

Art. 12 

lahr, Ferien 	 Das Schuljahr dauert vierzig Wochen. Die Verteilung der Ferien auf das 

Schuljahr wird von der Regierung mit 1Verordnung geregelt. 

Art. 13 

Die Regierung erlässt aber die innere Ordnung der einzelnen Arten der 

öffentlichen Schulen im Verordnungswege Schulordnungen. Die Schulordnungen 

haben auch aber Rechte und Pflichten der Schaler und die Disziplinargewalt der 

Lehrpersonen Aufschluss zu geben. 

Art. 14 

Ilversicherung 	Die Schultrager haben die Schiller gegen Unfälle zu versichern, die sich 

im Zusammenhang mit dem Schulbesuch ereignen können. Die Regierung erlässt 

die näheren Bestimmungen aber den Umfang der Versicherung. 

Art. 15 

Iversuche 	 Die Regierung kann zur Erprobung besonderer pädagogischer oder schul- 

organisatorischer Massnahmen abweichend von den einschlägigen Artikeln dieses 

Gesetzes zeitlich beschränkte Schulversuche durchfahren. 
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Art. 16 

Erhaltung einer 	 Die Erhaltung einer öffentlichen Schule umfasst: 
öffentlichen Schule 

Bereitstellung und Instandhaltung der Schulgebäude und Schulanlagen; 

Beleuchtung, Beheizung und Reinigung; 

Anschaffung und lnstandstel lung der Schuleinrichtungen; 

Anschaffung und Instandstellung der Lehrmittel und des Anschauungsmaterials; 

Deckung des sonstigen Schulaufwandes; 

fl 	Bereitstellung des zur Wartung der Schulgebaude und Schulanlagen allenfalls 

erforderlichen Hilfspersonals. 

Art. 17 

Schulbibliotheken 	 Die Schultrdger haben fur die verschiedenen Schulen Schüler- und Lehrer- 

bibliotheken einzurichten und zu unterhalten. 

Art. 18 

Schulbauten und 	 (1) Die öffentlichen Schulen haben hinsichtlich ihrer Lage, Gestaltung und 
Einrichtungen 

Einrichtung den Grundsätzen der Pädagogik und der Schulhygiene zu entsprechen 

und mllssen das auf Grund des Lehrplanes erforderliche Anschauungsmaterial auf-

weisen. 

(2) Die baulichen Erfordernisse und das Inventar werden von der Regierung 

bestimmt. 

Art. 19 

-verwendung für 	(I ) Eine Mitverwendung von Schulgebauden und -anlagen fUr schulfremde 
ulfrernde Zwecke 	 - 

Zwecke bedarf bei Schulen, deren Träger der Staat ist, der vorgängigen Bewilli- 

gung des Amtes fur Bildung und Erziehung; bei Schulen, deren Träger eine Gemein-

de ist, bewilligt der Gemeindeschulrat die Mitverwendung. 



(2) Eine Mitverwendung ist nur zulässig, wenn der Schulbetrieb nicht be- 

eintrachtigt wird. 

B. Besondere Bestimmungen 

1. Kindergarten 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 20 

Die Kindergarten sind von den Gemeinden zu errichten und gemäss 

Artikel 16 zu erhalten. 

In jeder Gemeinde mUssen sovieleKindergarten bzw. Kindergartenab-

teilungen geschaffen werden, dass zwei vorschulpflichtige Jahrgange aufgenom-

men werden können. 

II. ABSCHN I TT:Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 21 

be 	 Dem Kindergarten kommt in Zusammenarbeit mit der Familie und Schule 

die Aufgabe zu, das Kind nach den Erkenntnissen der Erziehungswissenschaften 

und der Kinderpsychologie zu erziehen und entsprechend seinem Alter und seiner 

Eigenart so zu fördern, dass dieses die WV den Eintritt in die Primarschule erfor-

derliche allgemeine Reife erlangt. Die Regierung erlässt mit Verordnung nähere 

Vorschriften Uber die Kinderga rtenfuhrung. 

Art. 22 

Ibau 	 (1) Der Kindergarten umfasst zwei vorschulpflichtige Jahrgangsstufen. 

(2) Die Jahrgangsstufen können bei zu geringer Kinderzahl zusammenge-

fasst werden. 



VA 

Art. 23 

Aufnahme und Aus- 	(1) Der Besuch des Kindergartens Ist Freiwillig und unentgeltlich. Die Re- 
scheiden 

gierung kann fur das letzte Jahr vor der Schulpflicht den Besuch des Kindergar- 

tens obligatorisch erklären. 

In den Kindergarten können nur Kinder aufgenommen werden, die an 

einem vom Landesschulrat festzusetzenden Stichtag das vierte Lebensjahr vollen-

det haben. In ausserordentlichen Fallen kann das Amt fur Bildung und Erziehung 

Ausnahmen bewilligen. 

Spätestens mit Beginn der Schulpflicht scheiden die Kinder aus dem Kin-

dergarten aus, ausgenommen bei Ruckstellungen. 

Kinder, die infolge geistiger oder körperlicher Gebrechen einer beson-

deren Pflege bedurfen oder die Gemeinschaft stören, können in einen Kindergar-

ten nicht aufgenommen werden. Wenn nachträglich solche Gebrechen oder Mangel 

offenbar werden, mussen die Kinder aus dem Kindergarten ausgeschieden werden. 

Ueber Aufnahme und Ausscheiden entscheidet der Landesschulrat, nach Anhören 

der Kindergärtnerin und nach Einholen eines Gutachtens des Schularztes und des 

Schulpsychologen. 

Art. 24 

Cindergdrtnerinnen 	(1) Der Gemeinde obliegt die Anstellung der erforderlichen K 
md Leiterin 

Bestehen in einem Kindergarten mehrere Abteilungen, ist jeweils fur eine 

Amtsdauer von drei Jahren eine Leiterin zu bestellen. 

Die Aufgaben und Kompetenzen der Leiterin werden auf dem 

wege geregelt. 

2. Primarschulen 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 25 

Itrtlger 	 Die Primarschulen sind von den Gemeinden zu errichten und gemäss Artikel 

16 zu erhalten. 
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II.ABSCHN ITT: Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 26 

Aufgabe 	 Die Primarschule ist die gemeinsame Erziehungs- und Bildungsstdtte aller 

Kinder. Sie hat die besondere Aufgabe, die Schüler und Schülerinnen mit den 

- 

	

	 Elementarkenntnissen und Fertigkeiten vertraut zu machen, ihren Charakter und 

ihr Gemüt bilden zu helfen und ihre Denk-und Ausdrucksfähigkeit auf the weiter-

fuhrenden Schulen vorzubereiten. 

Art. 27 

Aufbau 	 (1) Die Primarschule umfasst fünf Schulstufen. 

Organisation und Aufbau werden durch Verordnung geregelt. 

Die Einteilung in Klassen richtet sich nach dem Alter und der Bildungs-

Fahigkeit der Schaler. 

Art. 28 

Ueberspringen einer 	Besonders begabte Schüler, die aussergewöhnliche Leistungen zeigen, kan- 
Schulstufe 

nen mit Bewilligung des Amtes far Bildung und Erziehung im Einverstdndnis mit 

dem Schulpsychologen und dem Schularzt eine Schulstufe überspringen. 

Art. 29 

Lehrer und Leiter 	 (1) Der Unterricht in den Primarschulklassen ist, von einzelnen Fächern 

abgesehen, durch Klassenlehrer zu erteil&n. 

FUr jede Primarschulklasse ist ein Klassenlehrer und fUr jede Primarschu-

le jeweils für eine Amtsdauer von drei Jahren ein Leiter zu bestellen. 

Als Leiter einer Primarschule kann in der Regel nur bestellt werden, wer 

wenigstens drei Jahre an der betreffenden Schule als Lehrer tätig gewesen ist. 

Die Aufgaben und Kompetenzen des Leiters werden auf dem Verordnungs-

wege geregelt. 
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3. Hilfsschujen 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 30 

Schultrager, 	 Hilfsschulen sind vom Staat zu errichten und gemtts Artikel 16 zu 
Errichtung und 	

erhalten. 
Erhaltung 

lI.ABSCHNITT: Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 31 

Aufgabe 	 In der Hilfsschule werden Kinder ausgebildet, die wegen begrenzter 

Schulbildungsfahigkeit dem ublichen Unterricht nicht zu folgen vermögen. 

Art. 32 

Aufbau 	 Der Aufbau der Hilfsschule richtet sich nach dem Alter und nach der 

Bildungsfähigkeit der h ilfsschulbedurftigen Kinder. 

Art. 33 

Organisation 	 Der Landesschulrat bestimmt die Organisation 	der Hilfsschulen. 

I 	 4. Sonderschujen 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 34 

Schultrager 	 Die Sonderschulung wird vom Staat gewährleistet. Nach Bedarf werden 

in Zusammenarbeit mit öffentlichen und privaten Institutionen Sonderschulen 

errichtet und gems Artikel 76 erhalten. 
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II. ABSCHNITT: Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 35 

Aufgabe 	 (1) Durch die Sonderschulung wird Kindern, die körperlich, geistig 

oder charakterlich behindert sind, eine Ausbildung nach heilpädagogischen 

Grundsätzen vermittelt. 

(2) Die Sonderschulung hat auch Kinder im vorschulpflichtigen Alter 

zu erfassen. 

Art. 36 

Aufbau und 
Organisation 	 Ueber Aufbau und Organisation entscheidet der Landesschulrat. 

5. Oberschulen 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 37 

Schultrager 	 Die Oberschulen sind vom Staat zu errichten und gemts Artikel 16 zu 

erhalten. 

Art. 38 

Schulkreise 	 Oberschulen sind in den von der Regierung mittels Verordnung Festzu- 

legenden Oberschulkreisen des Landes zu errichten. 

II. ABSCHNITT: Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 39 

'Aufgabe 	 Die Oberschule hat die Aufgabe, den Unterrichtsstoff der vorangegangenen 

Schuljahre zu erweitern und vorwiegend die praktischen Anlagen der Scholerizu 

fördern und sie auf die Anforderungen des Berufslebens vorzubereiten. Die letzten 

Klassen dienen auch der Abklärung von Berufsneigung und Berufseignung. 



Art. 40 

I Aufbau 

	

	
Die Oberschule umfasst vier Schulstufen. In der Regel hat jeder Schuf- 

stufe eine Klasse zu entsprechen. 

Art. 41 

Organisation In der Oberschule werden die Schaler ihrer Begabung gemt& in Pflicht-, 

Wahl- und Freifächern unterrichtet. Ueber die Organisation entscheidet der Lan-

desschulrat. 

Art. 42 

Aufnahmevoraus-
Setzungen 

Die Aufnahme in die Oberschule setzt den erfolgreichen Abschluss der 

fünften Schulstufe der Primarschule und die Erfüllung der Erfordernisse gemts 

Artikel 9 dieses Gesetzes voraus. 

Art. 43 

I Lehrer und Leiter 
	

(1) Der Unterricht in den Oberschulklassen ist von Klassen- und Fachleh- 

rern zu erteilen. 

Fur jede Oberschulklasse ist ein Klassenlehrer und fur jede Oberschule 

jeweils fur eine Amtsdauer von drei Jahren ein Leiter zu bestellen. 

Als Leiter einer Oberschule kann in der Regel nur bestellt werden, wer 

wenigstens drei Jahre an der betreffenden Schule als Lehrer tWig gewesen ist. 

Die Aufgaben und Kompetenzen des Leiten werden auf dem Verordnun-I 

wege geregelt. 

6. Sekundarschulen 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 44 

Schultrager 	 Die Sekundarschulen sind vom Staat zu errichten und gemäss Artikel 16 zu 

erhalten. 
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Art. 45 

Schulkreise 	 Sekundarschulen sind in den von der Regierung mittels Verordnung fest- 

zulegenden Sekundarschulkreisen des Landes zu errichten. 

II. ABSCHF1IT Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 46 

Aufgabe 	 Die Sekundorschuk hat die Aufgabe, eine erweiterte und vertiefte Aus- 

bildung zu vermitteln und auf Berufsbildung und Weiterstudium vorzubereiten. 

Art. 47 

Aufbau 	 Die Sekundarschule umfasst vier Schulstufen. Jede Schulstufe entspricht 

einer Klasse. 

Art. 48 

Organisation 	 Sekundarschulen können nach der ersten Schulstufe mehrzugig gefuhrt 

werden. Die Klassenzuge unterscheiden sich in der Verschiedenheit der Anfor-

derungen. Ueber die Organisation entscheidet der Landesschulrat. 

Art. 49 

Aufnahmevoraus- 	 Die Aufnahme in die Sekundarschule setzt den erfolgreichen Abschluss 
setzungen 	 . 

der funften Schulstufe der Primarschule und die Erfullung der Erfordernisse gems 

Artikel 9 dieses Gesetzes voraus. 

Art. 50 

tt von der 	 Der Uebertritt von der Oberschule in die Sekundarschule setzt den erfolg- 
ule in due 	

reichen Abschluss des laufenden Oberschuljahres und die Erfullung der Erforder- rschule 
nisse gems Artikel 9 dieses Gesetzes voraus. 
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Art. 51 

: htfltThg in eine 	 Schuler der ersten Schulstufe der Sekundarschule können vom Landes- 
andere Schulart 

schulrot in die Oberschule eingereiht werden, wenn 

ihre Leistungen innerhalb einer Probezeit von einem Vierteljahr nicht 

genügen oder 

am Ende des Schuljahres keine Beförderung in die nächste Schulstufe 

ausgesprochen werden kann und offenkundig ist, dass eine Wiederholung 

der Schulstufe erfolglos sein wird. 

Art. 52 

und Leiter 	 (1) Der Unterricht in den Sekundarschulen ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

FUr jede Sekundarschule Ist jeweils fur eine Amtsdauer von drei Jahren 

ein Leiter zu bestellen. 

Als Leiter einer Sekundarschule kann in der Regel nur bestellt werden, 

wer Wenigstens drei Jahre an der betreffenden Schule als Lehrer tätig gewesen Ist. 

Die Aufgaben und Kompetenzen des Leiters werden auf dem Verordnungs-

wege geregelt. 

7. Gymnasium 

l.ABSCHNIITT: Errichtung und Erhaltung 

Art. 53 

hulträger 	 (1) Das Gymnasium ist vom Staat zu errichten und gemts Artikel 16 zu er- 

halten. 

(2) Solange durch die Führung einer Privatschule mit Oeffentlichkeitsrecht 

für die Gymnasialausbildung in Liechtenstein gesorgt ist, entfällt die Verpflich-

tung gemäss Absatz 1 dieses Aytikels. 
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Il.ABSCHNITT: Aufgabe, Aufbau und Organisation 

Art. 54 

Aufgabe 	 Das Gymnasium hat die Aufgabe, die Schaler in wissenschaftlichem Geiste 

zur Selbständigkeit des Denkens und Urteilens zu erziehen, in die Methoden gei-

stiger Arbeit einzufahren und auf das Hochschulstudium vorzubereiten, 

Art. 55 

Aufbau 	 Das Gymnasium in seinen verschiedenen Typen baut in der Langform auf 

der 5. Klasse der Primarschule, in der Kurzform auf dem dritten Schuljahr der Se-

kundarschule auf. Es umfasst je nach Form höchstens acht oder funf Schuljahre und 

verleiht nach erfolgreichem Abschluss die Maturitat. 

Art. 56 

Das Gymnasium fuhrt den Matura-Typus B. Nach Bedarf können weitere 

Typen eingeftihrt werden. 

Im Gymnasium des Matura-Typus B werden Latein, Deutsch und zwei 

moderne Fremdsprachen sowie naturwissenschaftlich-mathematische Hauptfächer 

unterrichtet. 

Die Regierung setzt mit Verordnung den Lehrplan fur den Matura-Typus B 
sowie die Lehrpläne fur die gemäss Absatz 1 dieses Artikels eingefuhrten Matura-

Typen fest. 

Die Organisation wird durch Verordnung geregelt. 

Art. 57 

(1) Die Aufnahme in die Langform des Gymnasiums setzt den erfolgreichen 

Abschluss der fanDen Schulstufe der Primarschule und die Erfallung der Erforder-

nisse gemäss Artikel 9 dieses Gesetzes voraus. 
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(2) Der Uebertritt von der Sekundarschule in die Kurzform des Gymnasiums 

kann erfolgen, sofern der SchWer das dritte Sekundarschuljahr erfolgreich abge-

schlossen hat und die Erfordernisse gems Artikel 9 dieses Gesetzes erfulit. 

Art. 58 

Maturitat 	 Die Gymnasialausbildung schliesst mit einer Prufung vor einer staatlichen 

Prufungslcommission ab. Ueber die erfolgte Maturittit wird ein staatliches Zeugnis 

ausgestellt. 

Art. 59 

Lehrer und Leiter 	 ()) Der Unterricht Im Gymnasium ist durch Fachlehrer zu erteilen. 

Fur jedes Gymnasium ist jeweils fur eine Amtsdauer von drei Jahren ein 

Leiter zu bestellen. 

Als Leiter eines Gymnasiums kann in der Regel nur bestellt werden, wer 

wenigstens drei Jahre an der betreffenden Schule als Lehrer tdtig gewesen ist. 

Die Aufgaben und Kompetenzen des Leiters werden auf dem Verordnungs-

wege geregelt. 

II. HAUPTSTUECK 

Privatschulen und Privatunterricht 

I. ABSCHNITT: Errichtung und Fuhrung von Privatschulen 

Art. 60 

(I) Privatschulen sind Schulen, die von andern Schultrgern als dem Staat 

und den Gemeinden errichtet und erhalten werden. 

(2) Schulen im Sinne von Absatz 1 sind Einrichtungen, in denen eine Mehr-

zahl von Schulern gemeinsam nach einem festen Lehrplan unterrichtet und im Zu-

sammenhang mit der Vermittlung von allgemein bildenden Kenntnissen ein erzie- 
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herisches Ziel angestrebt wird. 

Art. 61 

Schulerheime, 	 Schulerheime und Tagesheimschulen, die einer Privatschule angegliedert 
Tagesheimschulen 

sind, gelten als Bestandteil der Schule. 

Art. 62 

Schultrager 	 (1) Träger einer Privatschule kann bei Erfüllung der sonstigen gesetzlichen 

Voraussetzungen sein 

Jeder voll handIunfähige liechtensteinische Landesburger, der in burger-

lichen Ehren und Rechten steht und vertrauenswürdig Ist; 

Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts; 

Jede sonstige in- oder ausländische juristische Person, deren geschaftsftih-

rende oder vertretungsbefugte Organe vertrauenswürdig sind. 

(2) Dem Schultrager obliegt die finanzielle, personelle und räumliche Vor-

sorge fur die Führung der Schule. 

Art. 63 

Bewilligungspflicht 	(1) Die Errichtung und Führung einer Privatschule bedarf der Bewilligung 

der Regierung. 

(2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Schultrager, der Leiter und die 

Lehrer Gewähr fur einen ordnungsgemässen und den Aufgaben des liechtensteini-

schen Schulwesens gerecht werdenden Unterricht bieten und die Privatschule im 

Rahmen der vom Landesschulrat genehmigten Aufnahmevoraussetzungen allgemein 

zugänglich ist. 

Art. 64 

Leiter und Lehrer 	 (1) Für die pädagogische und administrative Leitung der Privatschule ist 

ein Leiter zu bestellen, der 
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die Eignung zum Lehrer in gesundheitlicher und sittlicher Hinsicht und 

die Voraussetzungen gemöss Artikel 91 dieses Gesetzes nachweist. 

Der Leiter ist fUr die unmittelbare Leitung und Ueberwachung des 

Unterrichts an der Privatschule verantwortlich und an die Weisungen der Auf-

sichtsbehörde (Artikel 72) gebunden. 

Die an der Privatschule verwendeten Lehrer haben ebenfalls die in 

Absatz )‚ lit, a und b genannten Bedingungen zu erfüllen. 

Art. 65 

;chulbauten und 	 Der Schultrager hat nachzuweisen, dass er tiber Schulraume und Finrich- 
:inr;cht.ingen 

hingen verfugt, die den Anforderungen gern. Artikel 18 entsprechen. 

Art. 66 

Lehrplan 	(1) Die Organisation der Privatschule und der Lehrplan bedurfen der Ge- 

nehmigung des Landesschulrates. 

(2) Lehrpläne von Privatschulen, die einer Schulart gemäss Artikel 3, lit. 

b bis e, entsprechen, mUssen mit den dafür gemäss Artikel 8 aufgestellten Lehrpla-

nen Ubereinstimrnen, 

Art. 67 

Vorschriften 	Auf Privatschulen finden de fur die entsprechenden öffentlichen Schulen 

geltenden Vorschriften dieses Gesetzes und die sich darauf stützenden Verordnun-

gen Anwendung, soweit sie nicht die Errichtung, Erhaltung und das Schulgeld be-

treffen. 

Art. 68 

erruf der Be- 	 Werden die fur die Bewilligung massgeblichen Voraussetzungen nicht mehr 
IØUflØ 	

erfüllt, hat die Regierung dem Träger der Privatschule eine angemessene Frist zur 

Beseitigung der Mangel zu setzen. Werden de Mangel nicht fristgerecht behoben, 
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ist die erteilte Bewilligung zu widerrufen. 

II. ABSCHNITT: Oeffentlichkeitsrecht 

Art. 69 

hung 	 (1) Die Regierung kann Privatschulen, die einer Schulart gemäss Artikel 

3, lit. b bis e, entsprechen, das Oeffentlichkeitsrecht verleihen, wenn der Un-

terrichtserfolg jenem an einer gleichartigen öffentlichen Schule entspricht. 

(2) Privatschulen, die keiner öffentlichen Schulart entsprechen, kann das 

Oeffentlichkeitsrecht verliehen werden, wenn die Organisation, der Lehrplan 

und die Ausstattung der Schule sowie die Lehrbefähigung des Leiters und der Leh-

rer mit einem vom Landesschulrat erlassenen Organisationsstatut übereinstimmen. 

Art. 70 

itswirkungen 	 Durch die Verleihung des Oeffentlichkeitsrechts wird einer Privatschule 
Oeffentlich- 	

das Recht Ubertragen, Schulzeugnisse auszustellen, die mit der Beweiskraft affent - 
srechts 

licher Urkunden und mit den gleichen Rechtswirkungen ausgestattet sind wie Zeug-

nisse öffentlicher Schulen. 

I II.ABSCH NITT: Aufsicht Ober Privatschulen 

Art. 71 

Die Aufsicht Ober Privatschulen erstreckt sich auf die Ueberwachung der Er-

fullung der massgeblichen Vorschriften dieses Gesetzes. 

Art. 72 

Der Landesschulrat ist im Rahmen der Aufsicht verpflichtet, dem Leiter der 

Privatschule bei Nichteinhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes Weisungen zu 

erteilen. 
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IV. ABSCHNITT: Privatunterricht 

Art. 73 

Bewilligungspflicht 	(1) Privatunterricht als Einzelunterricht bedarf der Bewilligung des Lan- 

desschulrates. Er untersteht der Pflicht des jährlichen Nachweises uber den Fort-

gang des Unterrichts. 

(2) Privatunterricht darf nur von Lehrkräften erteilt werden, die vom Lan-

desschulrat geprult oder genehmigt sind. 

III. HAUPTSTUECK 

Schulpflicht 

I.ABSCI-IN ITT: Personenkreis, Beginn und Dauer 

Art. 74 

Personenkreis 	 Fur alle Kinder, die ihren Wohnsitz in Liechtenstein haben, besteht Schul- 

pflicht. 

Art. 75 

Stichtag 	 (1) Bei Beginn des Schuljahres im Frlihling werden die Kinder schulpflichtig, 

die vor dem 1. Januar das sechste Lebensjahr vollendet haben. 

Bei Beginn des Schuljahres in der zweiten Jahreshalfte werden die Kin-

der an einem vom Londesschulrat festgesetzten Stichtag schulpflichtig. 

In Sonderfällen kann der Landesschulrat auf Ubereinstimmenden Antrag 

des Schularztes und Schulpsychologen eine fruhere Einschulung bewilligen. 

Art. 76 

Dauer 	 (1) Die Schulpflicht dauert neun Schuljahre. 

(2) In ausserordentlichen Fällen kann der Landesschulrat das Kind auf 

libereinstimmenden Antrag der Eltern, des Klassenlehrers, des Schularztes und 

des Schulpsychologen von dem Besuch des neunten Schuljahres befreien. 
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Art. 77 

Freiwillige 	 Schüler, die ihre Schulpflicht im neunten Schuljahr durch den Besuch 
Schuljahre 	

einer Sekundar-, Ober-, Hi Ifs- oder Sonderschule erfüllt haben, ohne dadurch 

das Lehrziel der betreffenden Schulart erreicht zu haben, sind berechtigt, in 

den der Beendigung ihrer Schulpflicht unmittelbar folgenden zwei Schuljahren 

die jeweilige Schule weiter zu besuchen. 

II. ABSCHNITT: Erfüllung der Schulpflicht 

Art. 78 

Erfordernis 	 Die Schulpflicht wird sowohl durch den Besuch von öffentlichen oder mit 

Oeffentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen als auch durch den Besuch von Pri-

vatschulen und Privatunterricht gemäss Artikel 84, Absatz 1 dieses Gesetzes erfüllt. 

Art. 79 

Aufnahme in die 	 Die schulpflichtig gewordenen Kinder sind von ihren Eltern oder sonstigen 
Primarschule 	

Erziehungsberechtigten 
. 	 . 	. 

ehunberechtpgtcn zur Schulereir.schre,bung bei der Primcrschu,e ihres Schul- 

bezirkes anzumelden. 

Art. 80 

;chulerregister 	 (1) Jede Gemeinde hat ein Verzeichnis der in ihrem Gebiet wohnenden 

schulpflkhtigen Kinder zu führen. Neu zuziehende schulpflichtige Kinder sind 

der zuständigen Schulleitung zu melden. 

(2) Die Schulleitungen haben den Schuleintritt und den Schulaustritt jedes 

schulpflichtigen Kindes der zustdndIgan Gemeinde cnzuzeigen. 

Art. 81 

esuch einer 	 (1) Kinder, die wegen begrenzter SchulbiIdunFdhigkeit dem normalen 
lilfsschule 

Unterricht nicht zu folgen vermögen, haben ihre Schulpflicht in Hilfsschulen zu 

erfüllen. 
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) Ueber die Aufnahme eines Kindes in eine Hilfsschule und spätere 

Eingliederung in die Primarschule hat der Landesschulrat auf Antrag des Schul-

leiten, dem das Kind zur Aufnahme gemeldet wurde oder dessen Schute es be-

sucht, oder sonst von Amtes wegen zu entscheiden. Vor der Entscheidung ist ein 

Gutachten des Schularztes und des Schulpsychologen einzuholen. 

Art. 82 

Besuch einer 
Sonderschule 	 (1) Kinder, die körperlich, geistig oder charakterlich behindert sind, haben 

ihre Schulpflicht in einer Sonderschule zu «fallen. 

(2) Lieber die Aufnahme eines Kindes in eine Sonderschule hat der Landes-

schulrat auf Antrag des Schulleiters, dem das Kind zur Aufnahme angemeldet wur-

de oder dessen Schule es besucht, oder sonst von Amtes wegen zu entscheiden. Vor 

der Entscheidung ist ein Gutachten des Schularztes und des Schulpsychologen ein-

zuholen. 

Art. 83 

Schulbesuch und 	 (1) Die in eine in Artikel 3 genannte Schule aufgenommenen Schaler ha- 
Fernbleiben vom 	

ben den Unterricht während der vorgeschriebenen Schölzeit regelmässig und punkt- Unterricht 

lich zu besuchen, auch am Unterricht in den Freifachern, fur die sie zu Beginn des 

Schuljahres angemeldet wurden, regelmässig teilzunehmen und sich an den vorge-

schriebenen sonstigen Schulveronstaltungen zu beteiligen. 

Das Fernbleiben von der Schule ist während der Schulzeit nur im Falle 

gerechtfertigter Verhinderung des Schülers zulässig. 

Als gerechtfertigte Grunde fUr die Verhinderung des Schulen gelten 

insbesondere 
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Erkrankung des Schulen; 

mit Ansteckungefahr verbundene Erkrankungen von Hausangeharin des 

Schulen 

Todesfall von Eltern und Geschwistern oder anderer naher Verwandter, die 

im gleichen Haushalt lebten. 

(4) Die Verwendung von Schulern zu hauslichen, landwirtschaftlichen, ge-

werblichen oder sonstigen Arbeiten ist nicht als Rechtfertigungsgrund fur eine Ve' 

hinderung anzusehen. 

5) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes haben -' 

Klassenlehrer oder den Schulleiter von jeder Verhinderung des Schulen ohne /.uF-

schub zu benachrichtigen. Bei Erkrankung oder Erholungsbedurftigkeit das Schjka 

kann in Zweifelsfellen die Vor!aga eines drztlichen Zeugr.hses oder eine sthularc.r 

liche Untersuchung verlangt wrdnn. 

(6) Im übrigen kann die Erlaubnis zum Fernbleiben aus begrundetc::. ....:.as 

fur einzelne Stunden Us zu einem Tag der Klassenlehrer und bz zu drei Trigan der 

Schulleiter erteilen. Fur ein ldncres Fernbkiben ist rUe Erlaubn!s des Amtca fl 

Bildung und Erziehung einzuholen. 

Art. 84 

Privatschulen ohne 	(1) Die Schulpflicht kann auch durch die Teilnahme am Unterricht einer 
Oeffentlichkeitsrecht PrivatschuleQ 	. ohne effentluchketisrecht oder durch die Teilnahme an Privatunter- 
und Privatunterricht 

richt erfüllt werden, sofern der Unterricht jenem an einer in Artikel 3 c 
Schule mindestens gleichwertig ist. 

(2) Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten haben die Teilnahme 

ihres Kindes an einem in Absatz 1 genannten Unterricht dem Amt fur Bildung und 

Erziehung vor Beginn des Schuljahres zu melden. Dieses kenn die Teilnahme on 
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einem solchen Unterricht untersagen, wenn anzunehmen Ist, dass die geforderte 

Gleichwertigkeit des Unterrichts nicht gegeben ist. 

Art. 85 

Besuch von aus-
ldndischen Schu-
len 

Mit Bewilligung des Amtes fur Bildung und Erziehung können schulpflichti-

ge Kinder die Schulpflicht auch durch den Besuch von im Ausland gelegenen Scht 

len erfullen. Die Bewilligung wird Ober Antrag der Eltern oder sonstigen Erziehun 

berechtigten erteilt, wenn der Unterricht an der ausländischen Schule jenem an e 

nor in Artikel 3 genannten Schule mindestens gleichwertig Ist und keine erziehun! 

und bildungsmsigen Nachteile fur das Kind zu befurchten sind. 

Ili. ABSCHNITT: Zuruckstel lung vom Schulbesuch 

und Befreiung von der Schulpflicht 

Art. 86 

I Zuruckstellung Schulpflichtige Kinder, die noch nicht schulreif sind, werden auf An- 

suchen ihrer Eltern oder sonstiger Erziehungsberechtigter oder von Amtes wegen 

fur das erste Jahr ihrer Schulpflicht vom Schulbesuch zuruckgestellt, wenn sie 

nicht in eine Sonderschule eingewiesen werden. Ueber die Zuruckstellung ent-

scheidet der Landesschulrat nach Einholung eines Gutachtens des Schularztes,des 

Schulpsychologen und nach Anhören der Kindergärtnerinnen. 

Ein im Sinne von Absatz I zuruckgestelltes Kind hat, falls schulpsycho-

logisch gerechtfertigt, den Kindergarten zu besuchen. 

Art. 87 

Befreiung 	 Bildununföhige Kinder sind von der Schulpflicht zu befreien. Ueber die 

Befreiung entscheidet der Landesschulrat nach Einholung eines Gutachtens des 

Schularztes und des Schulpsychologen. 
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IV.ABSCHNI TI: Verantwortlichkeit fur die 
Erfullung der Schulpflicht 

Art. 88 

Verantwortlichkeit 	Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, fUr 

die Erfullung der Schulpflicht, insbesondere fur den regelrnttsigen Schulbesuch 

und die Einhaltung der Schulordnung durch den Schuler zu sorgen. 

Art. 89 

Strafbarkeit 	 (1) Die Nichterfüllung der in Artikel 79, 83 Absatz 5 und 6, 84, 85 und 

88 angefuhrten Pflichten stellt eine Uebertretung dar. Sie wird vom Landesschul-

rat mit einer Geldstrafe bis zu sir. 500.- bestraft. 

In leichteren Fallen kann an Stelle. der Bestrafung eine Verwarnung 

erfolgen. 

In schweren Fallen der Nichterfullung der in Absatz I dieses Artikels 

genannten Pflichten kann der Landesschulrat Zwang anordnen. 

IV. HAUP1STL.JECK 

Lehrer 

l.ABSCHNIIT: Anstellung 

Art. 90 

Bestellungsorgan 	 Alle Lehrpersonen der in Artikel 3 b - e genannten öffentlichen Schulen 

werden von der Regierung angestellt, unbeschadet des Rechts der kirchlichen Or-

gane zur Erteilung des Religionsunterrichtes. 
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At. 91 

Ausbildung 	 (1) Als Lehrpersonen on einer öffentlichen Schule und on einer Privat- 

schule kann nur angestellt werden, wer die erforderliche Ausbildung besitzt. 

(2) Als Ausweise Ober die erforderliche Ausbildung gelten 

Fur Kindergärtnerinnen das Kindergartnerinnenpatent; 

Fur Lehrer an Primorschulen das Pdrnarlelwpatent; 

Fur Lehrer in Hilfsschulen das Primarlehrerpatent und die entsprechende 

zusätzliche Ausbildung; 

Fur Lehrer an Sonderschulen neben dem Primorl&imrpatent oder einer an-

deren geeigneten Vorbildung der Ausweis einer entsprechenden heilpadogo-

gischen Ausbildung; 

Fur Lehrer an Oberschulen das Primarlehrerpatent sowie der Ausweis Uber 

die entsprechende zusätzliche Ausbildung; 

Fur Lehrer an Sekundarschulen das Fachlehrerpatent oder Sekundarlehrerpa-

tent einer Universität oder einer Sekundarlehramtssschule; 

Fur Lehrer am Gymnasium das Doktorat, Lizentiat oder Fachdiplom, verbun-

den mit einem Gymnasiallehrerpatent; fur die ersten vier Klassen des Gym-

nasiums genUgt das Sekundorlehrerpatent; 

Fur Fachlehrer (Hauswirtschafts-, Handarbeits- und Turnlehrer etc. ) das 

Fachdiplom der betreffenden Schulstufe. 

Art. 92 

Dienstverhältnis, 	 Die allgemeinen Anstellungserfordernisse, das Dienstverhältnis, die Besol- 
Besoldung und  

dung und die Versicherung der Lehrpersonen werden unter Beachtung der Bestim- 
Versicherung 

mungen dieses Hauptstuckes in einem eigenen Gesetz geregelt. 

II. ABSCHNITT: Lehramtliche Pflichten 

Art. 93 

Unterricht und 	 (1) Der Lehrer ist zur grteilung regelmüssigen Unterrichtes verpflichtet 
Erziehung 

(Lehrverpflichtung) und hat die vorgeschriebene Unterrichtszeit einzuhalten. 
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Der Lehrer soll bestrebt sein, den Unterricht mit der erzieherischen 

Fuhrung der SchWer zu verbinden. 

Der Lehrer hat sich auf den Unterricht sorgfältig vorzubereiten, die-

sen nach dem vorgeschriebenen Lehrplan und noch pädagogischen Grundsätzen 

gewissenhaft zu erteilen, fur die Erreichung der vorgesehenen Lehrziele besorgt 

zu sein und die Lernerfolge der Schuler zu liberwachen. 

Art. 94 

Beaufsichtigung 	 Der Lehrer hat die ihm anvertrauten SchUler während der Unterrichtszeit, 

In den Unterrichtspausen und unmittelbar vor Beginn und nach Beendigung des 

Unterrichts sowie auf allen Schulveranstal tungen zu beaufsichtigen. 

Art. 95 

Zusammenarbeit 	 Lehrer und Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte haben in der Bildung 
zwisëhen Schule 

und Erziehung der heranwachsenden Jugend zusammenzuwirken. Einer solchen Zu- und Familh 

sammenarbeit dienen vor allem der lnformaflonsaustaijsch, die Abhaltung von El-

ternabenden, Sprechtagen und Schulbesuchstagen. 

Art. 96 

Lehrverpflichtung 	 Die Regierung setzt mit Verordnung das Ausmass der Lehrverpflichtung fest. 

Art. 97 

Obligatorische Fort- 	Der Landesschulrat kann die Lehrer sowohl bei Beginn und am Ende der Fe- 
bildunkurse, Ar 	

rien zum Besuch von Fortbildungskursen, zur Grundung von Arbeitsgemeinschaften bei$sgemekschaften 
und Lebrerkonferen- und zur Teilnahme an Lehrerkonferenzen verpflichten. 
zen 

Art. 98 

Freiwillige 	 Der Staat unterstutzt die freiwillige Fortbildung der Lehrer. 
Fortbildung 
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Art. 99 

Weiterbildung 	 Der Staat fördert im Bedarfsfalle die Weiterbildung von Lehrkräften zu 

Lehrern anderer oder besonderer Schularten. 

rMflhIII 

Studienurlaub 	 Die Regierung erlst mit Verordnung Bestimmungen Uber die Gewährung 

eines periodischen, besoldeten Studienurlaubs fur Lehrer. 

V. HAUPTSTUECK 

Organisation der Schulverwaltung 

Behörden und beratende Organe 

I. ABSCHNITT: Behörden 

Art. 101 

Organe 	 Die Organe der Schulverwaltung sind 

Regierung; 

Landesschulrat; 

Amt fur Bildung und Erziehung; 

Gemeindeschulrat. 

Art. 102 

Regierung 	 (1) Die Regierung (ibt die Aufsicht Uber das gesamte Schulwesen aus. Sie 

Uberwacht die Gleichmsigkeit der Gesetzesanwendung und beaufsichtigt die 

Geschaftsfuhrung des Landesschulrates und des Amtes fur Bildung und Erziehung. 

(2) Bestimmte, im Gesetz vorgesehene Geschäfte werden von der Regie-

rung besorgt. 
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Art. 103 

Landesschulrat 	 (1)Der Landesschulrat setzt sich aus einem Mitglied der Regierung als Vor- 

a) Zusammensetzung, 
sitzenden, einem Vertreter der Landesgeistlichkeit, einem Vertreter der Lehrer- 

Wahl und Amts- 	schaff und zwei weiteren Mitgliedern zusammen. Die Wahl des Landesschulrates 
dauer 

erfolgt durch die Regierung. 

(2) Die Amtsdauer beträgt vier Jahre. Bis zur Neuwahl haben die bisheri-

gen Mitglieder des Landesschulrates die ihnen Ubertragenen Geschäfte zu besorgen. 

Art. 104 

Zuständigkeit 	 (1) Der Landesschulrat ist zuständig, nachstehende Geschäfte selbständig zu 

erledigen 

Lehrstellenbesetzung und Bestellung der Schulleiter; 

Budgetanträge zuhanden der Regierung; 

Festsetzung der Schulerzahlen; 

Stichtag fur Kindergärten; 

Beilegung von Streitigkeiten Uber Aufnahme und Ausscheiden von Kindern 

aus den Kindergärten; 

» 	Prüfung oder Genehmigung von Lehrkräften an Privatschulen; 

Einreihung in eine andere Schulart 

Organisationsform aller öffentlichen Schulen nach Art. 3 ; 

Organisationsstatut fur Privatschulen; 

k) 	Genehmigung der Aufnahmevoraussetzungen bei Privatschulen; 

I) 	Einweisung eines Kindes in eine Hilfsschulklasse oder Sonderschule und Wie- 

dereingliederung in die Primarschule; 

Zuruckstellung von SchUlern wegen fehlender Schulreife ; 

Befreiung von der Schulpflicht; 

Aufsicht uber die Privatschulen; 

Vorschlagsrecht fur Gesetze und Verordnungen zuhanden der Regierung; 

Vorschlagsrecht bei der Wahl der Lehrmittel; 

Ansetzung von obligatorischen Fortbildungskursen, Arbeitsgemeinschaften 
und Lehrerkonferenzen. 



Art. 105 

GeschäFtsordnung 	(1) Der Landesschulrat erlasst durch Beschluss die Geschäftsordnung. 
und Beschlussfassung 

(2) Der Landesschulrat ist beschlussfähig, wenn mindestens vier Mitglie-

der anwesend sind. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der 

anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

Art. 106 

Amt for Bildung und 	(1) Die Regierung ist ermächtigt, im Sinne von Artikel 78, Absatz 2 der 
Erziehung 	

Verfassung mit Verordnung ein Amt Fur Bildung und Erziehung zu schaffen. 

Das Amt fur Bildung und Erziehung besorgt die Vollziehung des Schul-

gesetzes, soweit nicht bestimmte Aufgaben anderen Behörden übertragen sind. 

Das Amt fur Bildung und Erziehung ist zuständig, nachstehende Ge-

schafte selbständig zu erledigen 

Bewilligung zum Besuch einer ausserhalb des Schulbezirkes oder im Ausland 

gelegenen Schule; 

Bewilligung zum Besuch einer Privatschule ohne Oeffentlichkeitsrecht oder 

Teilnahme an Privatunterricht; 

Ueberspringen einer Schulstufe 

ci) 	Aufnahme und Ausscheiden von Kindern; 

Erteilung der Schuldispens, soweit nicht ein Klassenlehrer zustdndig ist; 

Schulinspektion mit Ausnahme des Religionsunterrichts; 

Bewilligung zur Benutzung von Schulgebauden und - anlagen, bei denen 

der Staat Trager ist, Für schulfremde Zwecke: 

Ii) 	Bildungsplanung. 

Art. 107 

Gemeindeschulrat 	 (1) Der Gemeindeschulrat setzt sich aus fünf Mitgliedern zusammen, wobei 

a) Zusammensetzung jeweils ein Vertreter des engeren Gemeinderates als Vorsitzender, ein Vertreter 



der Ortsgeistlichkeit und ein Vertreter der Lehrerschaft gewühlt werden muss. 

Die Wahl des Gemeindeschulrates erfolgt durch den erweiterten Ge- 

Die Amtsdauer des Gemeindeschulrates laut mit der des Gemeinderates 

zusammen und betragt drei Jahre. 

Zustandielt 

Dem Gemeindeschulrat steht die unmittelbare Leitung und Aufsicht des 

Gemeindeschulwesens gemdss den Bestimmungen dieses Gesetzes und den darauf 

gestUtzten Verordnungen zu. Dazu gebaren Insbesondere 

Festsetzung der Schulbezirke fur die Primarschule und Kindergärten; 

Bewilligung zur Verwendung von Primarschul- und Kindergortengebduden 

fUr schulfremde Zwecke; 

Anstellung und Wahl der Kindergärtnerinnen 

Wahl der Kindergartenleiterin ; 

Bestimmung des Klassenlehrers und des Primarschulleiters 

Beratung des Gemeinderates in Bildungs- und Erziehungsfragen und Ent!chei 

dungsvorbereRung; 

Erstellung des Gemeindebudgetantrages fur das Bildungs- und Erziehungswes 

an den Gemeinderat; 

Betreuung und Instandhaltung von Schulbauten und Schuloniagen, bei denen 

die Gemeinde Träger ist ; 

Begutachtung von Vorlagen Ober wesentliche und grundsatzliche Veranderun 

gen Im Bildungs- und Erziehungswesen, sofern die Gemeindeinteressen beruh 

c) Sitzungen und 	 (1) Der Gemeindeschulrat versammelt sich auf Einladung des Vorsitzenden.  

Beschlussfassung oder auf Verlangen von wenigstens drei Mitgliedern. Ueber die gefassten BeachIus 

ist ein Protokoll zu fuhren. 
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(2) Der Gemeindeschulrat Ist beschlussfähig, wenn wenigstens drei Mit-

glieder anwesend sind. Die Beschlusse werden mit einfacher Stimmenmehrheit 

der anwesenden Mitglieder gefasst. 

II. ABSCHNITT: Beratende Organe 

Art. 110 

Bildungsbeirat 	 (1) Die Regierung wählt fur jeweils vier Jahre einen Bildungsbeirat, der 

aus funfrehn Mitgliedern besteht, und bestimmt den Vorsitzenden. 

Der Bildungsbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens acht Mitglie-

der anwesend sind. Er fasst seine Beschlusse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Präsidenten. 

Der Bildungsbeirat berät den Landesschulrat und das Amt für Bildung 

und Erziehung in grundsätzlichen und wichtigen Fragen des Bildungs- und Erzie-

hungswesens. Zu diesem Zwecke macht er Vorschlage zur Verbesserung und Wel-

terentwicklung des Bildungs- und Erziehungswesens. 
Art. 111 

Kommissionen 	 Zur Bearbeitung von Grundsatzfragen in schulischen Angelegenheiten 

setzt die Regierung jeweils Kommissionen ein. 

Ill. ABSCHNITT Rechtsmittel 

Art. 112 

Gegen Entscheidungen oder Verfugungen der Regierung kann binnen 14 

lagen ab Zustellung Beschwerde an die Verwaltungsbeschwerde - Instanz erho-

ben werden 
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Art. 113 

Gegen die vom Amt fur Bildung und Erziehung und die vom Landesschulrat 

getroffenen Verfugungen kann binnen 14 Tagen ab Zustellung bei der Regierung 

Beschwerde erhoben werden. 

Art. 114 

Gegen Beschlüsse des Gemeindeschulrates kann binnen 14 Tagen beim 

engeren Gemeinderat Einspruch erhoben werden. 

Eine den Einspruch abweisende Entscheidung des engeren Gemeinderates 

kann mit Beschwerde bei der Regierung angefochten werden. 

Art. 115 

Auf das Beschwerdeverfahren finden die Vorschriften des IV. Abschnittes 

des II. Hauptstuckes des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltungspflege 

Anwendung. 

VI. HAUPISTUECK 

Gesundheitspflege 

l.ABSCHNITT: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 116 

ng 	 Die Gesundheitspflege in den öffentlichen und in den privaten Schulen 

umfasst insbesondere 

a) 	Die Betreuung der Schüler zur frühzeitigen Erkennung drohender oder be- 

stehender Krankheiten und die Durchführung geeigneter Massnahmen zu 

deren Verhütung oder Behandlung; 
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I Aufsicht 

Feststellung und Begutachtung körperlich oder geistig sondergearteter 

SchWer; 

Die Ueberwachung des Schulbetriebes, der Schulanlagen und -einrichtun-

gen in hygienischer Hinsicht; 

ei) 	Die Aufklärung der SchWer, der Eltern und Lehrer in Fragen der Gesund- 

heitspflege. 

Art. 117 

Die Gesundheitspflege in den Schulen steht unter der Aufsicht der Sank 

tdtskommission. 

II. ABSCHNITT: Schulärztlicher Dienst 

Art. 118 

ärzte 
	

Die Regierung bestellt auf Antrag der Sanittitskommission einen oder mehrere 

Schulärzte. 

Art. 119 

Die Aufgaben des schuldrzt lichen Dienstes werden von der Regierung in 

einer Verordnung geregelt. 

Art. 120 

lege 
	

Fur die Schulzahnpflege gelten die besonderen gesetzlichen Bestimmungen. 

Ill. ABSCHNITT: Schulpsychologischer Dienst 

Art. 121 

Schuipsychologischer 	Der Staat unterhält als beratendes Organ fur Eltern, Schulbehörden und 

Dienst Lehrer einen schulpsychologischen Dienst. 
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Art. 122 

Aufgaben 

Schulerzubrin-
gerdienst 

I Tagesheimschule 
a) Angliederung 

I b) Kosten 

Die Aufgaben des schulpsychologischen Dienstes werden von der Regierung 

mit Verordnung geregelt. 

VII. HAUPTSTUECK 

Verschiedene Bestimmungen 

Art. 123 

Das Amt fur Bildung und Erziehung organisiert fur Schüler weiterfUhren-

der Schulen, deren liechtensteinischer Wohnort mehr als zwei Kilometer von der 

Schule entfernt ist, Zubringerdienste. 

Fur die der Schulpflicht unterstehenden Schüler trägt der Staat die Ko-

sten des Zubringerdienstes. Fur die übrigen Schüler darf ein höchstens kostendek-

kender Beitrag eingehoben werden. 

Art. 124 

Den weiterführenden Schulen können im Bedarfsfalle Tagesheimschulen 

angegliedert werden. 

In den Tagesheimschulen sind eine geeignete Mittagsverpflegung sowie 

Studienmöglichkeiten zu bieten. 

Art. 125 

Fur die Benutzung von Tagesheimschulen, die einer öffentlichen Schule an-

gegliedert sind, darf ein höchstens kostendeckender Beitrag eingehoben werden. 

Art. 126 

I c) Besuchspflicht 
	

Die Regierung kann fur Schuipflichtigs den Besuch der der Schule angeglie- 

derten Tagesheimschule obligatorisch erk Idren. 



I 	

an aus- 	 Der Staat kann zum Zwecke der Platzsicherung fur liechtensteinische 
kindische Schulen 

SchWer an ausländischen Schulen Bau- und Betriebskostenbehroge ausrichten. 

H AU P IS TU ECK 

Subventionierung von Schultragern 

Den Gemeinden als Schultrager sind Subventionen zum Such- und Perso-

nalaufwand zu gewähren. 

Trägern von Privatschulen können Subventionen zum Sach- und Personal-

aufwand gewahrt werden, wenn 

Die Privatschule mit OefFentlichkeitsrocht ausgestattet ist; 

Die Schule einem Bedarf der Bevölkerung entspricht; 

Mit der Fuhrurtg der Schule nicht die Erzielung eines Gewinnes 

bezweckt ist ; 

Die Unentgeltlichkeit des Unterrichts im Sinne von Artikel 7 dieses 

Gesetzes gewährleistet ist. 

Die Subventionen zum Bauaufwand bestehen in finanziellen Beitragen, die- 

jenigen zum Personalaufwand in finanziellen Beiträgen oder in Zuweisungen von 

Lehrpersonen. 
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Art. 131 

Die näheren Bestimmungen aber die Subventionierung von Schultragern, 

insbesondere die Subventionssätze und die Subventionsbedingungen, sind von der 

Regierung mit Verordnung zu erlassen. Die Verordnung bedarf der Zustimmung des 

Landtages. 

lx. HAUP1STUECK 

Schluss- und Ueberganbestimrnungen 

Art. 132 

Aufhebung bestehen- 	Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes sind unter Vorbehalt von Artikel 
der Vorschriften 

133 ff nachstehende Vorschriften aufgehoben 

Verordnung betreffend die Regelung der Strafgewalt an Elementarschulen 

vom 29. Februar 1864, LGBI. 1864 Nr. 2; 

Verordnung betreffend die Beschaffenheit und Einrichtung der Schulge-

bäude und die Schul- und Gesundheitspflege vom 30. Oktober 1890, LGBI. 

1890 Nr. 3; 

Schulgesetz vom 9. November 1929, LGBI. 1929 Nr. 13; 

Verordnung der forstlichen Regierung vom 29. Juni 1936 betreffend das 

Schulgeld an Realschulen, LGBI. 1936 Nr. 11; 

Verordnung vom 25. November 1940 ober den Pflichtbesuch des Gottes-

dienstes durch die Schuljugend und Ober die Pflicht der Lehrer zur Beauf-

sichtigung derselben in der Kirche, LGBI. 1940 Nr. 19; 

Gesetz vorn 6. November 1947 betreffend die Abänderung des Schulgesetzes 

vom 9. November 1929, LGBI. 1947 Nr. 49; 

Gesetz betreffend die Fortbildungsschulen vom 30. Juli 1949, LGBI. 

1949 Nr. 18; 

Verordnung zum Schulgesetz vom 28. April 1951, LGBI. 1951 Nr. 8; 
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» 	Gesetz vom 3. April 1952 Uber die Abanderung der Schulzeit, 1081. 1952, 

Nr. 9; 

k) 	Gesetz vom 22. November 1956 ober die Ahanderung (Art. 17, 29, 30, 54, 55, 

56, 57 und 106) des Schulgesetzes vom 9. November 1929, LGBI. 1956 Nr. 17 

Art. 133 

lnkraftbleibende 	 Die folgenden Bestimmungen bleiben bis zum Inkrafttreten neuer Vorschriften 
Vorschriften anwendbar: 

Die Artikel 42 bis 53, 58 bis 60, 81, 82 Absatz 2, 85, 103 bis 105 und 107 

bis 118, 121 bis 138 und 144 des Schulgesetzes vom 9. Nov. 1929, LGBI. 

1929 Nr. 13 

Verordnung der forstlichen Regierung vom 14. März 1944 ober die Vorbedin-

gungen zur Lehrerbildung, LGBI. 1944 Nr. 8 ; 

Verordnung betreffend die Lehrpläne der Volksschulen des Furstenturrn Liech-

tenstein vom 13. Juli 1948, LGBI. 1948 Nr. 15; 

Schulordnung vom 1. Februar 1951, LGBI. 1951 Nr. 2 ; 

Verordnung vom 11. Juli 1952 betreffend die besonderen Bestimmungen fur 

die liechtensteinischen Realschulen, LGBI. 1952 Nr. 15 ; 

Verordnung vom 5. Dezember 1952 betreffend die Beteiligung der VolksschuT 

ler an Turnriegen, Sport- und anderen Vereinen, LGBI. 1952 Nr. 27; 

Artikel 54 bis 57und Artikel 106 des Schulgesetzes in der Fassung des Ge-

setzes vom 22. November 1956, LGBI. 1956 Nr. 17; 

Maturaordnung des Collegium Marianum vorn 19. Dezember 1961, 1081. 

1962 Nr. 3; 

fl 	Verordnung vom 4. April 1963 betreffend die Beistellung des Lehrmittelkre- 

dites an die Volksschulen durch die Gemeinden, LGBI. 1963 Nr. 16; 

k) 	Verordnung betreffend die LehrbefdhigunprUfung fur Lehrpersonen vom 

16. Juli 1964, LGBI. 1964 Nr. 27 
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Art. 134 

Uebergangsbe- 	 Die zuständigen Gemeindebehörden sind verpflichtet, ohne Aufschub 
stimmungen 	

die nötigen personellen und•rdurnlichen Voraussetzungen zu schaffen, um bin- 

a) Kindergärten 	nen der von der Regierung festzusetzenden Frist zwei vorschulpflichtigen Jahr- 

gängen den Besuch der Kindergärten bzw. Kindergartenabteilungen gemt& Ar-

tikel 20 dieses Gesetzes zu ermöglichen. 

Oberschulen 	 (1) Die zuständigen Behörden des Staates sind verpflichtet, ohne Aufschub 
cuen 

die nötigen personellen und räumlichen Voraussetzungen zu schaffen, um die In 

diesem Gesetz vorgesehene Schulstruktur zu verwirklichen. 

(2) Vordringlich sind die Oberschulen einzurichten und der Hilfsschulun-

terricht zu ermöglichen. Auf diesen Zeitpunkt setzt die Regierung die Artikel 31 

bis 33, 38 bis 43 sowie Artikel 81 dieses Gesetzes in Kraft. Bis dahin gelten sinn-

gems die Artikel 42 bis 60 des Schulgesetzes vom 9. November 1929. 

Art. 136 

fünfte Schulstufe 	(1) Artikel 27, Absatz I und 2 dieses Gesetzes setzt die Regierung bei Er- 
r Primarschule 

richtung der Oberschulen in Kraft. 

(2) Bis zu diesem Zeitpunkt gelten sinngems die Artikel 42 bis 53, 58 bis 

60 des Schulgesetzes vom 9. November 1929, LGBI. 19?9 Nr. 13, sowie die Arti-

kel 54 bis 57 des Schulgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 22. November 

1956, LGBI. 1956 Nr. 17. 

Art. 137 

vierte Schulstufe 	Sobald die räumlichen Voraussetzungen gegeben sind, setzt die Regierung 
r Sekundaischule 

Artikel 47 dieses Gesetzes in Kraft. 
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Art. 138 

Schulpflicht 	 Sobald die vierte Schulstufe der Oberschule verwirklicht ist, erstreckt 

sich die Dauer der Schulpflicht auf neun Jahre. Auf diesen Zeitpunkt setzt die 

Regierung Artikel 76 in Kraft. Bis dahin gilt Artikel 53, Absatz 1 des, Schulge-

setzes vom 9. November 1929, LGBI. 1929 Nr. 13. 

Art. 139 

I) Organe 
	

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die in diesem Gesetz vorgesehe- 

nen Aufgaben von den hiefur bestellten Organen zu besorgen. 

(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes hängigen Geschäfte werden von 

den nach den bisherigen Bestimmungen dafUr bestellten Organen erledigt. 

Art. 140 

Landesschulrat 	 Die Neubestellung des Landesschulrates im Sinne dieses Gesetzes erfolgt 

spätestem zwei Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

Art. 141 

Dieses Gesetz wird als nicht dringlich erklärt und tritt mit Ausnahme der 

Artikel 27, Absatz I und 2, 31 bis 33, 38 bis 43, 47 und 76 am Tage der Kundma-

chung in Kraft. 



REGIERUNGSVORLAGE II 

Verfassungsgesetz 

vom ....... 

betreffend die Abänderung der Verfassung vom 5. Oktober 1921 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine 

Zustimmung: 

§1 

Artikel 16, Absatz 6 und 7 der Verfassung vom 5. Oktober 1921, LGBI. 1921 

Nr. 15, wird aufgehoben. 

§2 

Artikel 17, Absatz I der Verfassung vom 5. Oktober 1921 erhalt folgende neue 

Fassung: 

Der Staat unterstutzt und fördert das Unterrichts- und Bildunwesen. 

§3 

Artikel 78, Absatz I der Verfassung vom 5. Oktober 1921 erhält folgende neue 

Fassung: 

Die gesamte Landesverwaltung wird unter Vorbehalt der nachfolgenden Bestim-

mungen dieses Artikels durch die dem Landesftrsten und dem Landtag verantwort-

liche Kollegialregierung in Gemtsheit der Bestimmungen dieser Verfassung und 

der ubrigen Gesetze besorgt. 



-2- 

§4 

Artikel 85 der Verfassung vom 5. Oktober 1921 erhalt folgende neue 

Fassung: 

Der Regierungschef fuhrt den Vorsitz in der Regierung. Er besorgt die 

ihm unmittelbar vom Fursten Libertragenen Geschäfte und die Gegen-

zeichnung der Gesetze, sowie der vom Ftirsten oder einer Regentschaft 

ausgehenden Erltse und Verordnungen und geniesst bei öffentlichen 

Feierlichkeiten die dem Repräsentanten des Landesfursten vorschrifisge-

mts zustehenden Vorzuge. 

§5 

Der Abschnitt B des VII.. Hauptstuckes der Verfassung vom 5. Oktober 

1921 (Artikel 95) wird aufgehoben. 

Dieses Verfassungsgesetz wird als nicht dringlich erklärt. 

Paragraph 1 und Paragraph 2 treten am Tage der Kundiiachung, die Ubri-

gen Paragraphen dieses Verfassungsgesetzes treten mit der Neuwahl des Lan-

desschulrates gemts dem neuen Schulgesetz in Kraft. 




